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In der Literatur und den Stadtverordneten⸗ ſcheiden eines für die Ernährung und den Unter⸗ 
verſammlungen ſtreitet man mit zunehmender halt der Familie wichtigen Gliedes drückt in 
Heftigkeit und in ſteigendem Maße darüber, ob vielen Fällen die Familie eine oder mehrere 
wir nach dem Kriege mit einer Wohnungsnot Stufen tiefer in der Lebenshaltung, und wir 
zu rechnen haben werden oder nicht. Man ſollte müſſen daher ſogar damit rechnen, daß eine 
meinen, daß nach mehr als drei bauloſen Jahren ganze Reihe ſolcher Familiengemeinſchaften aus 
die Wahrſcheinlichkeit ſür den Mangel an Woh⸗ dem Markt für große oder mittlere Wohnungen 
nungen für den Tag feſtſteht, an dem die Maſſen ausſcheidet und mit ihrer Nachfrage je nachdem 
der Krieger wieder in die Heimat zurückkehren nun entweder den Markt für mittlere oder den 
wer den. Aber die, welche andere Meinungen ea Kleinwohnungen belaften. Als Gegengewicht 
verfechten, können ſich immerhin darauf fügen, Forte man vielleicht diesmal anders 3. B. als 
daß noch jetzt die Wohnungsſtatiſtik ſelbſt für nach dem Kriege 187 „ſich das Folgende denken. 
Berlin leere Wohnungen nach weiſt, und daß Die Munitionsarbeit hat viele Tauſende in die 
eine recht erhebliche (hier heute nicht näher Städte zuſammengedrängt. Sie werden nachher 
zu beſtimmende) Zahl von Wohnungsmietern ſich wieder im Lande verteilen. Und außerdem 
in jenes Land abgewandert ſind, aus dem kein haben viele Städter ſich ſchon während der 
Wanderer wiederkehrt. Tatſächlich muß man Kriegszeit aufs Land geflüchtet, weil ſie an⸗ 
zugeſtehen, daß die Frage, mie fich nachher die geſichts der Schwierigkeiten der Ernährung den 

ohnungsverhältniſſe geſtalten werden, diesmal Segen des ländlichen Aufenthalg ſchätzen gelernt 
ſich nicht ganz beſtimmt im voraus beantworten hatten. Vielleicht wird ſich nach dieſem Kriege 
läßt. Aber man muß doch eher mit mindeſtens bis zu einem gewiſſen Grade der Landflucht 
einem Mangel an Wohnungen für die Zeit nach von vorher eine Stadtflucht gegenüberſtellen 
dem Kriege als mit dem normalen Zuſtande laſſen. Aber das ſind alles ſehr ungewiſſe 
rechnen. Natürlich kommt es hier nur auf die Faktoren, denen gegenüber doch immer noch die 
mittleren und kleinen Wohnungen an. Schon diesmal beſonders große Zahl der Kriegsehen 
deshalb, weil nur der Mangel an ſolchen ſozial zu berückfichtigen ift, in denen es zur Beſchaffung 
ins Gewicht fällt. Da aber darf man ſich durch einer eigenen Wohnung überhaupt noch nicht 
die Statiſtiken nicht täuſchen laſſen. Denn die gekommen iſt. Erſt dann, wenn der Mann aus 
Zahl der leerſtehenden Klein wohnungen umfaßt dem Kriege zurückkehren wird, dürfte bei dieſen 
ja doch in der Statiſtik auch ſolche Wohnungen, jungen Kriegseheleuten die Suche und die Sorge 
die für das Mohnbedih fnig hygieniſch em⸗ der eigenen Wohnung beginnen. 
pfindender Menſchen überhaupt nicht mehr in Alles in allem mithin ein ſehr ungewiſſer 
Betracht kommen. Und ebenſo darf man die Zuſtand. Aber doch ein ſolcher, der den Sozial⸗ 
Minderung des Wohnungsbedürſniſſes durch politiker und die Fürſorger der Gemeinden be⸗ 
den Ausfall der gefallenen Krieger nicht allzu unruhigen muß. Um ſo mehr, als die Erkennt⸗ 
hoch veranſchlagen. Denn wo der Vater der nis der Wahrſcheinlichkeit eines Notſtandes 
Familie oder ſelbſt zwei Hausſöhne aus ein und diesmal nicht allzuviel nützt. Denn was ſoll 
derſelben Familie gefallen ſind, vermindert ſich man zur Abhilfe tun? Wann und zu welchen 
ja das Wohnungsbedürfnis der betreffenden Preiſen wird ſich nachher bauen laſſen? Und 
Familien gar nicht. Im Gegenteil: Das Aus⸗ vor allem: Wann wird das Material, das für 
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Bau wichtig ift, beſchafft werden können? gen infolge der behördlichen Heizeinſchränkungen 
Abhilfe ſchaffen will, muß hier zuerſt den zu machen berechtigt wäre. Und überall da, 
lanſetzen. Und es muß eine der erſten wo der Vertrag abläuft, wird man es den 
en unſerer Uebergangswirtſchaft fein, das Hauswirten nicht verübeln können, wenn ſie 
Leute und Rohmaterial denjenigen Gewerben ſo Mietsaufſchläge machen. Soweit ſolche Auf⸗ 
üh wie möglich beſchafft werden, die der Wie⸗ ſchläge eine Grenze von 10-20% nicht über: 
rbelebung unferer Bautätigkeit dienen. Damit ſchreiten und wenn ſie ſich nur auf die kurze 
ird wenigſtens die Möglichkeit für das Bauen Zeit der jetzigen Preisteuerung beſchränken, wird 
ſelbſt geſchaffen. Aber man kann damit noch der Mieter ſich mit ihnen abfinden. Auch bei 
icht die Tatſache aus der Welt ſchaffen, daß den Mieten in einfacheren Häuſern wird man 
alle Bauten übermäßig teuer ausfallen. Staat es den Hauswirten nicht verdenken können, wenn 
und Gemeinden haben hier die Möglichkeit, durch ſie allmählich zu jener Höhe zurückzukehren 
die Darleihung von Kapitalien zu billigem trachten, die die Mieten vor Ausbruch des 
Zinsfuße die Zinslaſt auf ein Mindeſtmaß her⸗ Krieges hatten. Aber wir bemerken leider be⸗ 
abzudrücken. Sie können und müſſen ferner reits jetzt eine allgemeine Tendenz der Haus⸗ 
möglichſt auf dem Wege der Erbpacht — den wirte, ſich geſund zu machen. Geſund auch 
Baugrund zu erſchwinglichen Preiſen hergeben. dann, wenn ihr Geſundmachen zu einer Gr- 
Nicht bloß an Genoſſenſchaften und an Selbſt⸗ krankung des Geſellſchaſtsorganismus führen 
bewohner, ſondern auch an Privatunternehmer, muß. 
die ſich verpflichten, nach beſtimmten Muſtern Ich habe hier früher ſchon einmal die Ver⸗ ) 
und Vorſchriften zu bauen und zu erſchwing⸗ hältniſſe des Grundbeſitzes während des Krieges 
} ichen Preiſen zu vermieten. Aber der hohe behandelt und dabei betont, daß die Er⸗ 
Preis des Materials, der hohe Satz für den ſchütterung des Grundbeſitzes nach einer Richtung 
Arbeitslohn, das alles bleibt vorläuſig; und es hin Gutes verſprach. Es beſtand nämlich die 
i iſt ia ſelbſtverſtändlich, daß dadurch die Miets⸗ Möglichkeit, daß derjenige Teil des Hausbeſitzes, 
preiſe beeinflußt werden. Immerhin kann durch der in ſich ungeſund war, alſo aller mit 
ſolche Maßnahmen wenigſtens der abſolute Schornſteinhypotheken belaſteter Beſitz, durch den 
Mangel an Wohnungen beſeitigt und dadurch Krieg dauernd ausgemerzt würde. Man mußte 
der eigentlichen Not geſteuert werden. annehmen, daß der unſolide belaſtete Beſitz 
te Jedoch wenn wir einmal ganz außer Be⸗ fich nicht über den Krieg durchhalten wurde, 
tracht laſſen, wie ſich ſchließlich die Wohnver⸗ und man forderte mit Recht ſchon damals 
hältniſſe geſtalten werden, ſo regt uns doch Maßnahmen, die es ermöglichten, ſolche Häuſer 
ſchon zu ernſtem Nachdenken die Tendenz an, in kräftigere Hände, wenn nicht gar in den 
die ſich bereits jetzt vor dem Friedensſchluß auf Beſitz der Gemeinden überzuführen. Nun hat 
dem Wohnungsmarkt und innerhalb des Grund⸗ es ſich aber wie überall ſo auch in der Frage 
beſitzes geltend macht. Der Hausbeſitz ſtand des Grundbeſitzes wieder gezeigt, daß gerade 
während der erſten Kriegsjahre unter einem die unſolideſten Elemente es ausgezeichnet ver⸗ 
furchtbaren Druck. Viele Wohnungen ſtanden ſtehen, ſich die Lücken und Vorteile des Geſetzes 
leer. Den Kriegerfrauen mußten erhebliche Er⸗ zunutze zu machen. 
mäßigungen gewährt werden, und unter der Die Bundesratsverordnungen über die 
Herrſchaft des allgemeinen Notſtandes blieb den Stundungen von Hypothelenkapitalien und von 
Hausbeſitzern vielfach ſogar nichts anderes übrig, Hypothekenzinſen und die immer erweiterten 
als fih dazu zu verſtehen. bei ſolchen Mietern Vollmachten, die den ſtädtiſchen Einigungs⸗ 
Nachläſſe zu bewilligen, die von der Kriegskon⸗ ämtern gegeben worden ſind, haben ſich 
junktur nicht nachteilig betroffen, ſondern wo⸗ zweifellos für den ſoliden Grundbeſitz als höchſt 
möglich gar begünſtigt waren. Man kann es vorteilhaft erwieſen. Aber der unſolide Beſitz 
daher im allgemeinen dieſen Hausbeſitzern nur hat doch ebenfalls in hohem Grade daran 
gönnen, daß ſich jetzt wieder das Blättchen zu profitiert. Die Einigungsämter ſollten in jedem 
vn Gunſten gewandt hat: Eine Welle der Stundungsfall prüfen, ob die Notlage des Be⸗ 
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A kietserhöhungen geht durch die Lande. Und ſitzers wirklich nur durch den Krieg herbei- 

dieſe Erhöhungen find zweifellos überall da be- geführt war und ob ſie mit der Beendigung 
rechtigt, wo es ſich um Häufer mit modernem des Krieges ſchwinden wird. Die Aemter ſind 

Komfort, vornehmlich mit Warmwaſſerverſor⸗ vielſach bei ſolcher Prüfung ſicher mit zu großer 
gung und zentraler Heizungsanlage handelt. Nachſicht vorgegangen. Mindeſtens haben ſie 
Es wäre unbillig, die außerordentlichen Mehr⸗ in ſolchen Fällen, in denen ſich eine Schädigung 
aufwendungen, die allein der Aufwand an Kohle der Nachhypothekare ergeben hätte, namentlich 

bedingt, nur von den Hausbeſitzern tragen zu dann dieſe Nachſicht walten laſſen, wenn bei 
laſſen. Der Mieter wird ſich fogar während der Subhaſtation die letzten Stellen der Be 

der Geltungszeit ſeines Mietsvertrages dazu laſtung ihr Geld zu verlieren fürchten mußten. 
> verſtehen müſſen, mindeſtens zum Teil auf die Das waren aber mehrfach gerade ſolche Be⸗ 


Abzüge zu verzichten, die er für Minderleiſtun⸗ leihungen, die von vornherein zu hoch waren 


und bei denen infolgedeſſen eigentlich ſchon in 
normalen Zeiten deutliche Zeichen von Unge⸗ 
ſundheit zu ſpüren waren. Auf dieſe Weiſe 
iſt es auch vielen innerlich beſonders ſchwachen 
und unſolide belaſteten Hausbeſitzern gelungen, 
ihren Beſitz bis jetzt zu retten. Und gerade 
dieſe Elemente machen ſich nun jetzt die Kon⸗ 
junktur zunutze. Sie wiſſen, daß es augen: 
blicklich für viele Mieter nicht bloß ſchwierig 
iſt, neue Wohnungen zu finden, ſondern daß 
auch die begüterten Mieter die hohen Koſten 
des Umzuges ſcheuen. Sie halten ſich daher 
für ſtark genug, auch ſolche Mieterhöhungen 
durchzudrücken, die in keinem Verhältnis zum 
Wohnraum ſtehen, bei denen aber der Mieter 
immerhin noch gegenüber den Umzugskoſten 
ſpart. Die neuerdings den Einigungsämtern 
verliehene Befugnis, Kündigungen von Wohnun⸗ 
gen für ungültig zu erklären, ſetzt dieſe freilich 
in den Stand, ſolchem Unfug vorze eugen. Ich 
ſchließe aus der mir teilmeije betan. en Praxis 
des Charlottenburger Einigungsamten dem ich 
ſelbſt angehöre, daß wahrſcheinlich im großen 
und ganzen die Einigungsämter die Aufgaben 
gut erkennen, die ihnen hier im Intereſſe der 
ſozialen Wohlfahrt geſtellt ſind. Aber anderer⸗ 
ſeits kommen ja nicht alle Fälle vor die 
Einigungsämter, und im allgemeinen wird der 
Mieter geneigt ſein, gerade im Falle ſolcher 
Steigerungen Vergleiche abzuſchließen, die ihm 
den hohen Umzugspreis wenigſtens teilweiſe 
erſparen. Deshalb dürfte ſich in ſtärkerem 
Maße eine Geſundmachung auch des unſoliden 
Grundbeſitzes vollziehen. Und darin liegt in 
der Tat eine ganz außerordentliche Gefahr. 
Es ſteht ja feſt, daß die Preisbildung der 
Wohnungen ſich nicht auf freiem Markte voll⸗ 
zieht. Grund und Boden hat Monopolwert. 
Und deshalb errechnet ſich der Hausbeſitzer — 
(noch dazu in Zeiten wie augenblicklich) — den 
Mietswert ſeines Hauſes ganz nach ſeinen indi⸗ 
viduellen Unkoſten. Er geht von den Zinſen 
und Laſten aus, die er zu tragen hat, und be⸗ 
rechnet ſich danach die Miete ſo, daß ihm noch 
der ihm notwendig erſcheinende Ueberſchuß ver⸗ 
bleibt. Steigt nun der Zinsfuß wie augen: 
blicklich und ſteigen die Unkoſten, fo ſchraubt 
der Hauswirt ſolange die Miete, bis er ſeinen 
alten Ueberſchuß behält. Und er glaubt ſich 
dazu um jo mehr berechtigt, als ja tatſ ächlich die 
Kaufkraft des gleichen Ueberſchuſſes heute ge⸗ 
ringer iſt als früher, ſo daß er ſich alſo immer 
noch bei gleichem Ertrage ſchlechter als ſonſt 
ſteht. Es taucht hier eben wieder die alte Frage 
auf, ob Hausbeſitz Gewerbe oder Kapitalsanlage 
iſt. Wenn man den Beſitz eines Hauſes — 
was er ja urſprünglich war — als Kapitals⸗ 
anlage betrachtet, ſo muß man ihn zu anderen 
Arten der Kapitalsanlage in Vergleich ſtellen. 
Wer zu einer beſtimmten Zeit ein Rentenpapier 
gekauft hat, der erleidet einen Verluſt am 


Kapital, wenn er bei Erhöhungen des Zins⸗ 
fußes ſein Papier verkaufen muß. Denn das Er⸗ 
trägnis und damit die Rentabilität der Papiere 
kann er nicht erhöhen, alſo ſinkt ſein Preis. 
Das Normale wäre mithin, daß die Häuſer⸗ 
preiſe ſinken, wenn der Hypothekenzinsfuß ſteigt. 
Aber die Miete iſt eben ein beweglich zu geſtal⸗ 
tendes Element. Und der Hausbeſitzer hält es 
für ſeine vornehmſte Aufgabe, den Kapitalwert 
ſeines Grundſtückes zu erhalten. Zu dieſem 
Zweck ſetzt er bei ſteigendem Hypothekenzinsfuß 
die Mieten empor. Das liegt natürlich im Inter⸗ 
eſſe der Hypothekenbeſitzer, weniger jedoch im 
Intereſſe der Allgemeinheit. Der Hausbeſtitzer 
aber wendet ein, heute ſei mehr als je der 
Hausbeſitz ein Gewerbe. Und wenn die Un⸗ 
koſten einſchließlich der Hypothekenkoſten ſteigen, 
ſo könne er ſeine „Ware“ eben auch nur teurer 
abgeben, wie das jeder Gewerbetreibende tue. 
In dem Widerſpruch dieſer beiden Auffaſſungen 
ſpiegelt ſich das Problem des ſtädtiſchen Grund⸗ 
beſitzes in ſeiner ganzen Tiefe. Ich will es 
heute hier nicht löſen. Will nur andeuten, daß, 
wenn die letzte Auffaſſung von der Natur des 
Grundbeſitzes als Gewerbe richtig iſt, Staat und 
Gemeinden die Folgerungen daraus ziehen 
müßten, dieſes den allgemeinen Lebensunterhalt 
fo weſentlich beeinfluſſende Gewerbe unter öffent- 
liche Aufſicht, wenn nicht gar unter öffentliche 
Verwaltung zu ſtellen. Denn mir ſcheint, daß 
es doch nicht angeht, einfach willkürlich jeden 
Hausbeſitzer nach Maßgabe ſeiner Unkoſten und 
ſeiner Zinſenlaſt den Mietspreis feſtſetzen zu 
laſſen. Das wäre vielleicht noch gar nicht ſo 
ſchlimm, wenn es fich dabei nur um einen vor: 
übergehenden Zuſtand handelte. Aber man darf 
eben nicht vergeſſen, wie im Grundbeſttz die 
Mietsſteigerungen weiterwirken. Die einmal 
erfolgte Mietserhöhung pflanzt fih gewiſſer⸗ 
maßen in den Boden fort. Sie wird kapitali⸗ 
ſiert, ſie beſtimmt dadurch dauernd den Boden- 
preis, und zwar nicht nur den Preis des ein⸗ 
zelnen Bodenſtückes, ſondern den der ganzen 
Umgebung. Zu dieſen erhöhten Preiſen werden 
dann die Grundſtücke verkauft, und der neue 
Beſitzer muß nun nätürlich — ſelbſt bei ver⸗ 
ſtändiger Belaſtung — die alten Mieten aufrecht⸗ 
erhalten, wenn er eine auch nur annehmbare 
Verzinſung erzielen und keinen Kapitalsverluſt 
erleiden will. Was beim erſten Beſitzer noch 
willkürliche Erhöhung und Unxecht war, wird 
beim Käufer zweiter Hand zur Wahrung berech⸗ 
tigten Intereſſes. Und deshalb muß man an⸗ 
angeſichts des jetzigen Zuſtandes ernſteſte Sorge 
empfinden. Wenn augenblicklich auch der un⸗ 
ſolideſte Beſitz ſich wieder geſund machen und 
durch ſeine Maßnahmen den Marktpreis be 
ſtimmen kann, ſo wird ein Zuſtand geſchaffen, 
der für das geſamte Volk verhängnis voll werden 
kann und dem deshalb die Behörden nicht 
ſchweigend zuſehen können. 
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Der Schöndorff-Prozef. 


Von Prof. Dr. J. F. Schär, 
Rektor der Handelshochſchule in Berlin. 


Die bundesrätliche Preisſteigerungsverordnung 
vom 23. Juli 1915 iſt ſicherlich die einſchneidendſte 
und verhängnisvollſte der ungezählten Erlaſſe des 
Bundesrates und der nachgeordneten Amtsſtellen 
gegen den freien Handel. Beweis ſind die nach Hun⸗ 
derttauſenden zählenden Kriegswucherprozeſſe. Durch 
dieſe Verordnung wurden nicht nur die Staats⸗ 
anwälte und Richter, ſondern auch die Kaufleute vor 
ganz neue Probleme geſtellt, deren Löſung weder 
einſeitig vom Nechtsſtandpunkte aus noch von der 
kaufmänniſchen Praxis aus möglich iſt. Hier muß 
die Handelswiſſenſchaft zu Hilfe kommen, 
die als Grenzgebiet zwiſchen Recht und Privatwirt⸗ 
ſchaft, als Brücke zwiſchen Theorie und Praxis be⸗ 
rufen und imſtande ift, insbeſondere im Gebiete der 
Kalkulation, feſte Normen wiſſenſchaftlich zu De- 
gründen, beiden beteiligten Berufskreiſen die nötigen 
Richtlinien für ihr Verhalten gegenüber der Preis- 
ſteigerungsverordnung aufzuſtellen. 

Die Handelswiſſenſchaft ift zwar noch 
jung, kaum 20 Jahre ift es her, daß ſie akade⸗ 
miſch gepflegt wird. Aber von Anfang an haben 
ihre Vertreter das Kalkulationsweſen in den Wittel⸗ 
punkt ihrer Forſchung gerückt, von der Einſicht 
geleitet, daß in der wiſſenſchaftlichen Erfaſſung der 
Selbſtkoſten, der Zerlegung in ihre Elemente ihre 
Entſtehung, ihr gegenſeitiges Verhältnis, ihre Ver⸗ 
minderung auf das Windeſtmaß bzw. die Vergröße- 
rung ihres wirtſchaftlichen Effektes das wahre Ges 
heimnis des privatwirtſchaftlichen Erfolges jeder kauf⸗ 
männiſchen und induſtriellen Unternehmung bilden. 
Je vollkommener das ganze RNechnungs we⸗ 
ſen, das die Buchhaltung, Kalkulation, 
Kontrolle, Statiſtik und fogar die Or⸗ 
ganiſation umfaßt, deſto ſicherer der wirtſchaft⸗ 
liche Erfolg, deſto größer auch der Schutz vor Mik- 
erfolg. Daher bin ich der Meinung, daß die Vertreter 
der Handelswiſſenſchaft am beſten in der Lage ſind, in 
der kritiſchen Situation, welche die Preisſteigerungs⸗ 
verordnung auf beiden Seiten — Staatsanwälte, 
Richter und Kaufleute — geſchaffen hat, Vermittler⸗ 
dienſte zu leiſten. 

Auf dieſen Erwägungen beruhte mein Aufſatz: 
Niſikoprämie und Wuchergewinne in Nr. 25/26 des 
Plutus am 20. Juni 1917, auf den ich hier ausdrück⸗ 
lich verweiſe. Auf den gleichen Erwägungen beruht 
auch meine Mitwirkung als Gutachter an dem ſog. 
„Schöndorffprozeß“ in Düſſeldorf, der in ganz 
Deutſchland das größte Intereſſe ausgelöſt hat. Auf 
Wunſch des Herausgebers will ich hier dieſen Prozeß 
in kurzer Zuſammenfaſſung objektio behandeln, zumal 
dabei die typiſchen Kalkulations-Betriebsgrundſätze 
für Klagen wegen Preiswuchers in Frage kommen. 

Als ich aus den mir vorgelegten Akten die 
Ueberzeugung gewonnen hatte, daß in dem zur 


Klage ſtehenden Geſchäft von einem übermäßigen 
Gewinn keine Rebe fein könne, habe ich den Auftrag 
übernommen, ein Gutachten abzugeben und dies 
auch bei Gericht vor der breiten Oeffentlichkeit zu ver⸗ 
treten. Das Ganze war für mich ein wiſſenſchaft⸗ 
liches Problem der Betriebslehre und Kalkulation, 
ein wirkliches „Schulbeiſpiel“, das mir Gelegenheit. 
bot, alle die grundſätzlichen Fragen, die bei den 
Preiswucherprozeſſen vorkommen, ſowie die geſam⸗ 
ten Verhältniſſe und die Marktlage, die dabei zu 
berückſichtigen ſind, vom Standpunkt der Wiſſen⸗ 
ſchaft aus zu beſprechen und zu analyſieren. 
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Der Tatbeſtand im Schöndorff⸗Pro⸗ 
zeß war kurz folgender. Der Vorſtand der Aktien⸗ 
geſellſchaft Gebrüder Schöndorff, Kommerzienrat Her- 
mann Schöndorff und fein Bruder Albert, hatten im 
Oktober 1915 von einem Zigarrenfabrikanten in Am⸗ 
ſterdam 11 Willionen Stück Zigarren eingekauft 
zu 2 Typenpreiſen, zu 2½ und 3 Centen per Stück. 
Die Zahlung mußte in holländiſcher Währung voraus 
geleiſtet werden, ehe die Ware abgeſandt wurde. 
Als Aequivalent für die Viſiken, die der hölländiſche 
Verkäufer auf den Käufer abgewälzt hat, bewilligte 
der Verkäufer einen Sondervorteil von 10%% 
Rabatt vom Fakturabetrage. Die Käufer, die 
Aktiengeſellſchaft Gebrüder Schöndorff, die ein 
Möbelfabrikationsgeſchäft betreiben, daher keinen kauf⸗ 
männiſchen Apparat für den Vertrieb und den Verz 
kauf dieſes großen Quantums Zigarren beſaßen, bez 
ſchränkten ihre Tätigkeit auf den Einkauf, ſuchten 
und gewannen einen Metiſten, der die geſamten 
Verkaufsoperationen übernahm, in der Perſon des 
Herrn Hugo Daniels, eines Spediteurs, der 
ſein Speditionsgeſchäft wegen des Krieges umgeſtellt 
hatte auf den Import von Lebensmitteln und an⸗ 
deren Artikeln des täglichen Bedarfs aus Holland, 
der Schweiz uſw. Das Quantum wurde wegen ber- 
ſchiedener Umftände auf 5 Millionen Stück redus 
ziert, von Herrn Daniels auf das zollfreie Lager in 
Düſſeldorf bezogen und von hier aus in der Haupt⸗ 
ſache unverzollt an die verſchiedenen Stellen des 
Roten Kreuzes in Deutſchland und die Stadlver⸗ 
waltungen abgeſetzt, welche die Zigarren als Geſchenk 
an die Soldaten im Felde abgaben. Die Verkaufs- 
preife variierten je nach den verſchiedenen Qua- 
litäten zwiſchen 55 und 85 . per Wille; durch⸗ 
ſchnittlich wurde ein Nettoverkaufspreis erzielt von 
66,89 % per Wille. Der Verkauf zog ſich in die 
Länge; der letzte Poſten wurde erſt im November 
1916 verkauft, die mittlere Lagerdauer bezw. der 
Kreislauf des werbenden Kapitals betrug ca, 8 Mo⸗ 
nate. Zwei größere Poſten bezog das Note Kreuz 
in Düſſeldorf im Mai und Auguſt 1916, als Herr 
Kommerzienrat Schöndorff, der früher dem Bor- 
ſtand des Noten Kreuzes angehört hatte, längſt ſich 


— 


— 


emſelben zurückgezogen hatte. Erwieſenerma⸗ 


den wurde der Kauf für das Vote Kreuz Düſſel⸗ 


dorf mit Herrn Daniels erſt abgeſchloſſen, als die 
konkurrierenden Offerten für die 
gleiche Qualität weſentlich höhere 
Preiſe forderten. Als das Zigarrengeſchäft 
liquidiert und die Abrechnung zwiſchen den beiden 
Metiſten, die einen Gewinn von ca. 67 000 M 
(inkluſive anteilige Generalunkoſten Niſikoprämie 
von ca. 52 000 ) ergab, abgeſchloſſen und geneh= 
migt war, wurden die beiden Hauptperſonen, Kom- 
n Schöndorff und Hugo Daniels, auf 
Denunziation eines Zollbeamten vor den Staats⸗ 
anwalt zitiert, Kommerzienrat Schöndorff als der 
Hauptſchuldige in Haft genommen, dann ein erſtes 
Mal gegen eine Kaution von 2 Millionen % auf 
freien Fuß geſtellt, auf Betreiben des Staatsanwalts 
N verhaftet, acht Wochen lang wie der ſchwerſte 
Verbrecher in ſtrenge Einzelhaft genommen und 
endlich wieder gegen eine Kaution von 2 Millionen M. 
5 freien Fuß geſetzt, während Daniels gegen eine 
Re von nur 100000 % aus der Haft entlaffen 

Der Staatsanwalt hat nicht nur mein Gut⸗ 
achten, ſondern auch das zum ungefähr gleichen 
Ergebnis kommende Gutachten meines Kollegen 
Herrn Profeſſor Walb von der Handels 
bochſchule in Köln auf die Seite geſchoben; 
ja fogar das Gutachten der amtlichen 
Preisp rüfungsſtelle in Düffeldorf, das nach 
Zuziehung eines beeidigten Sachverſtändigen einftins 
mig zu dem Schluß kam, die Beklagten hät- 
ten keinen übermäßigen Gewinn ge⸗ 
nommen, hat der Staatsanwalt unberückſichtigt 
gelaſſen, dagegen zwei Bücherrebiſoren mit einem 
neuen Gutachten beauftragt, deſſen Sachlichkeit bei 
der Gerichtsverhandlung ſeitens des Juſtizrats Liertz 
ſtark angezweifelt worden iſt, zumal es an den 
Grundfragen vollſtändig vorbei ging und ſich da⸗ 
gegen eingehend mit Fragen befaßte, deren Beurtei- 
lung nicht Aufgabe der Gutachter war. Auf Grund 
dieſes Gutachtens allein hielt der Staatsanwalt die 
Anklage aufrecht und baute feine Anklageſchrift auf. 

Sieben Perſonen wurden hierauf auf die An⸗ 
klagebank gebracht; die aufregenden Gerichtsberhand⸗ 
lungen vor dem Düſſeldorfer Strafgericht dauerten 
von Montag, den 10. bis Mittwoch, den 19. De⸗ 
zember und endigten mit einem vollſtändigen 
Freiſpruch ſämtlicher Angeklagten 
au Ber Daniels, der wegen unrichtiger Angaben, 
die er vorerſt der Preisprüfungsſtelle gemacht 
hatte, zu einer Geldſtrafe von 1000 % verurteilt 
wurde“). Hauptergebnis der Gerichtsoerhandlungen 
war unter anderem, daß die Zigarren von ſämtlichen 
Sachverſtändigen als ſehr preiswert befunden wur⸗ 
den, und daß die Zigarren au das Rote Kreuz zu 
oder unter den Marktpreiſen verkauft worden find. 


*) Gegen dieſes Urteil hat der Staatsanwalt 
Berufung eingelegt, ſo daß in dieſer Sache das 
Reichsgericht das letzte Wort hat. 


Das Strafgericht hat, freilich in ganz anderer 
Form, in allen grundſätzlichen Fragen den Gut⸗ 
achten von mir und meinem Kollegen Herrn Walb 
beigepflichtet. Die Hauptergebniſſe meines Gutach⸗ 
tens ſollen hier noch kurz dargeſtellt werden, insbeſon⸗ 
dere die Begründung der einzelnen Poſten in der 
Kalkulation und der Nachweis von deren Größe. 

Die grundſätzlichen Fragen meines 
Gutachtens ſind folgende: 

1. Ob die Angemeſſenheit des Ge⸗ 
winnes auf Grund des Durchſchnittspreiſes 
oder auf Grund der einzelnen aus wirtſchaft⸗ 
lichen Gründen geſtaffelten Verkaufspreiſe 
beurteilt werden kann; 

2. ob und wie hoch und nach welchem Maßſtabe 
die anteiligen Generalunkoſten zu den 
Selbſtkoſten eingeſtellt werden; 

3. die Erörterung der verſchieden artigen 
Verluſtgefahren bei dieſem Geſchäft und die 
Berechtigung der Niſikopräm ie für die Selbſt⸗ 
verſicherung gegen die Verluſtgefahren und die Ab⸗ 
ſchätzung der Höhe dieſer Rififoprämie; 

A. ob der Sondervorteil beim Ein kauf 
ein ſolcher iſt, den der Käufer für ſich behalten kann, 
oder ob dieſer Sondervorteil im Zuſammenhang mit 
der Niſikoprämie zu behandeln iſt; 

5. o b und inwiefern bei dieſem Zigarrengeſchäft 
die Marktlage zu berückſichtigen iſt; 

6. welche Wirkung die Entwertung der 
deutſchen Valuta bzw. das Steigen des hol. 
ländiſchen Wechſelkurſes bei dieſem langfriſtigen Ge⸗ 
ſchäft ausübt, und inwiefern dieje Valutafrage einen 
Einfluß auf die Warktlage hat. 

Für die Beantwortung dieſer grundſätzlichen 
Fragen hielt ich mich im weſentlichen an die erſte 
und zuverläſſigſte Quelle, nämlich an die Veröffent- 
lichung des Neichsgerichtsrats Dr. Adolf Lobe, be⸗ 
titelt „Preisſteigerung, Handel und Reichsgericht“, 
(Leipzig 1917 bei Theodor Weicher). Was zunächſt 
die Frage anbetrifft, ob für die Gewinnberechnung die 
Durchſchnittspreiſe zuläflig jeien oder nicht, jo 
laſſen die Entſcheidungen des Reichsgerichts darüber 
den Grundſatz erkennen, daß die Durchſchnittsrechnung 
überall da nicht zuläſſig ift, wo mittels ihrer die 
Verſcheierung eines übermäßigen Gewinnes bezweckt 
oder oh, Dies ſehr leicht möglich ift. Dies trifft 
mit ſeltenen Ausnahmen im Detailhandel zu. Ganz 
anders liegen dagegen die Verhältniſſe beim Groß⸗ 
handel, wo eine Ware, insbeſondere eine Importware 
im Auslande zu Einheitspreiſen gekauft und im 
Inlande an verſchiedene Käufer gebracht, an ver- 
ſchiedenen Orten und zu verſchiedenen Zeiten ganz 
beſonders auch in größeren oder kleineren Quanti⸗ 
täten verkauft wird. Hier iſt eine Staffelung der 
Verkaufspreiſe geſchäftlich und wirtſchaftlich gerecht⸗ 
fertigt, umſo mehr wenn die zu Einheitspreiſen ge⸗ 
kaufte Ware in den Qualitäten verſchieden ausfällt 
und deshalb nach Preisſtufen ſortiert werden muß. 
Alle dieſe Vorausſetzungen trafen auch bei dem unter 
Klage geſtellten Warengeſchäft zu. Infolgedeſſen iſt 
dort auch der Verkaufspreis aus verſchiedenen Grün⸗ 


den, die ich in meinem Gutachten genauer beleuchtete, 
geſtaffelt worden. Es wäre daher nicht nur eine 
Unbilligfeit, ſondern auch ein Verſtoß gegen die an= 
erkannten Geſchäftsſitten, wollte man dem Verkäufer 
nicht geſtatten, bei Berechnung des Gewinnes den 
durchſchnittlichen Verkaufspreis zugrunde zu legen. 
ſondern im Gegenteil den einzelnen Verkauf aus dem 
Zuſammenhang herausgreifen, um an dieſem einen 
übermäßigen und daher ſtrafbaren Gewinn heraus⸗ 
zurechnen. Dieſes letztere wäre nur ſtatthaft, wenn 
der Beweis erbracht würde, daß der Verkäufer willkür⸗ 
lich und geſchäſtsmäßig unberechtigt eine einzelne 
Partie mit übermäßigem Gewinn verkauft hätte, 
und zwar in Uebervorteilung und mangelnder Waren- 
kenntnis ſeitens des Käufers oder wegen Beſtechung 
oder ſonſt unredlichen Gebarens beim Kaufabſchluß. 
Außerdem ſcheint mir die Durchſchnittsrechnung ſchon 
deshalb gerechtfertigt, weil nur auf Grund einer 
ſolchen Durchſchnittsrechnung ſich die beſonderen 
Betriebs⸗ und Vertriebskoſten und die anteiligen Ge- 
ſchäftsſpeſen, entweder im Prozent des Wertes oder 
auf die Einheit bezogen, feſtſtellen laſſen. 

Wie Neichsgerichtsrat Dr. Lobe in feiner er- 
wähnten Schrift richtig hervorhebt, beſtehen die 
Betriebs⸗ und Vertriebsunkoſten aus 
zwei Teilen, und zwar zunächſt aus den. 
von dem betreffenden Geſchäft verurſachten und 
dieſem zu belaſtenden Unkoſten, ſodann aus 
den anteiligen Koſten, d. h. dem Bruchteil 
oder den allgemeinen Geſchäftsunkoſten, die durch 
den geſamten Geſchäftsbetrieb während eines Jahres 
entſtehen und dann nach einem beſtimmten Ver— 
teilungsſchlüſſel prozentual auf das zu kalkulierende 
Einzelgeſchäft berechnet werden. Nach meinem. 
Gutachten betrugen die beſonderen Koſten, die die 
Angeklagten angegeben hatten, 14 553,42 . Ich 
konnte dieſe Summe nicht anerkennen, ſondern ſtellte 
fie auf 10 545,42 % fejt und berechnete die anteiligen 
Betriebskoſten auf 26762 „A. Dazu kamen dann noch 
die Zinſen in Höhe von 6% für das Jahr im Be- 
trage von 9754,83 . und die Bankkommiſſion von 
% vom jeweiligen Schuldſaldo mit insgeſamt 
2177,05 . 

In Uebereinftimmung mit Theorie und Praxis 
und mit den Gerichtsurteilen aller Inſtanzen bis zum 
Reichsgericht vertrat ich ferner den Standpunkt, daß 


bei jeder Kalkulation des Gewinnes, ganz beſonders 


in der Vorkalkulation, eine Riſikoprämie zu den. 
Selbſtkoſten gerechnet werden muß. Das iſt eigentlich 
eine kaufmänniſche Selbſtverſtändlichkeit, insbeſondere 
bei einem Importgeſchäft und dazu noch in Kriegs- 
zeiten, wo ſich die Verluſtgefahren geradezu häufen. 
Für alle diejenigen Risiken, gegen die fih der Kauf- 
mann durch Prämienzahlungen bei einer Geſellſchaft 
verſichern kann, wie zum Beiſpiel gegen Transport- 
und Feuerſchaden, müſſen die bezüglichen Prämien 
zu den Selbſtkoſten gerechnet werden. Daher wäre es 
ungerecht und unkaufmänniſch, wenn man bei allen 
anderen Niſiken, gegen die es keine Verſicherung 
gibt und die der Kaufmann ſelbſt tragen muß, mit 
andern Worten, wo er als Selbſtverſicherer auftritt, 


ihm nicht eine entſprechende Prämie für die Selbſt⸗ 
verſicherung zubilligen wollte. 

Natürlich iſt es nicht leicht, für den einzelnen Fall 
die Höhe dieſer Niſikopräm ie zu beſtimmen. 
Zu dieſem Zweck muß man ſich zunächſt über ſämt⸗ 
liche Verluſtgefahren, ſowie über die Wahrſcheinlich⸗ 
keit ihres Eintreffens Nechenſchaft geben. Beim Ein⸗ 
ſchätzen der Verluſtgefahr muß man mehr das kauf⸗ 
männiſche Gefühl als mathematiſche Berechnung an= 
wenden, weil der Selbſtverſicherer ſich nicht auf 
das „Geſetz der großen Zahl“ ſtützen kann wie die 
Verſicherungsgeſellſchaften bei Feſtſetzung ihrer 
Prämie. Daher war es nötig, für unſeren beſtimm⸗ 
ten Fall die einzelnen Verluſtgefahren zu analyſieren, 
um nachher in angemeſſenem Satz für die Rijiko- 
prämie die Selbſtkoſtenberechnung einſetzen zu können. 
Zwei ſolcher Verluſtgefahren lagen ſchon in der aug- 
bedungenen Vorausbezahlung des Vertrages. Die 
Käufer hatten am 15. Oktober die Kaufſumme von 
135 000 // in holländischen Gulden remittiert. Der 
Verkäufer hat gegen Hingabe der Dokumente den Ver⸗ 
kaufspreis in Empfang genommen. Die Käufer hatten 
die Ware 


erſt gegen Mitte November er— 
halten. Es dauerte alſo eine geraume Zeit 
zwiſchen der Hingabe des Geldes und dem 
Empfang der Ware überhaupt und bis zur 


Ueberſchreitung der holländiſchen Grenze. Es war 
denkbar, daß in dieſer Zeit die holländiſche Regierung 
ein Ausfuhrverbot auf Zigarren, wie es tatſächlich 


ſpäter auch erfolgt iſt, erlaſſen konnte. In dieſem Falle 


hätten die Käufer entweder die Zigarren in Holland 
zu herabgeſetzten Preiſen verkaufen oder ſie in Holland 
einlagern laſſen müſſen. In beiden Fällen wären 
ſie zu großem Schaden gekommen. Es war weiter 
möglich und ift tatjächlich eingetroffen, daß der Ver⸗ 
käufer die Ware nicht dem Muſter ähnlich geliefert 
hätte. Dann hätten freilich die Käufer eine Minde- 
rungsklage gegen die Verkäufer anſtrengen können. 
Aber wer will in dieſem Kriege im Ausland einen 
Prozeß anſtrengen? Die Frage ſtellen, heißt ſie mit 
„nein“ beantworten. Auih dieſe Verluſtgefahr muß 
in der Niſikoprämie berückſichtigt werden. Allerdings 
iſt ſie ebenſo wenig ganz genau abſchätzbar wie die 
Summe des Niſikos des eventuellen Ausfuhrverbots. 

Dazu kam weiter, daß durch den AMD- 
ſchluß eines ungewohnt großen Luan⸗ 
kums die Käufer eine große Verluſtgefahr 
übernommen hatten. Schon um die 5 Mil- 
lionen abzuſetzen, auf die das urſprüngliche 
Quantum reduziert wurde, haben die Verkäufer über 
ein Jahr lang zum Abſatz gebraucht, obwohl ſie in 
größeren Quantitäten au das Note Kreuz liefern 
konnten. 

Zu berückſichtigen war endlich der Kurs ver- 
Iu ft; denn bei der Umrechnung des holländiſchen Gul⸗ 
dens in Mark am 15. Oktober 1915 war der Kurs für 
100 Gulden auf 199,75 „ geſtiegen oder gegen. 
die Friedensparitit von 163,74 um 31 M, d. h. um 
19% . Zu jener Zeit rechnete niemand auf ein. 
weiteres Steigen des Guldenkurſes. Im Gegenteil, 
Zahlreiche Kaufleute, Bankiers und Kapitaliſten der 


neutralen Länder deponierten ihre Markguthaben 
bei Banken in Deutſchland in der ſicheren Erwartung. 
daß ſich bei nahem Friedensſchluß die deutſche Valuta 
wieder heben würde. Wäre dieſe Vorausſetzung 
eingetreten, ſo wäre auch ſicher der Wechſelkurs auf 
Holland erheblich gefallen, und dann hätten die Käu⸗ 
fer den Markpreis um dieſe Kursdifferenz kürzen 
müſſen, wenn ſie die Konkurrenz mit den neuen 
Käufern hätten aufnehmen wollen. Zu dieſem Kurs⸗ 
riſiko kommt noch das andere, das in einer Beendi⸗ 
gung des Krieges vor Verkauf des ganzen Quantum 
lag. Es iſt einleuchtend, daß in dieſem Falle der 
Importeur einen erheblichen Verluſt erlitten hätte. 
Dieſe beiden Verluſtgefahren müſſen afo ebenfalls 
in die Niſikoprämie eingezogen werden. 

Ein Rreditriſiko kam bei dem Charakter der 
Käufer im vorliegenden Falle nicht in Frage. Da⸗ 
gegen war ein Prämienſatz von 1% des Wertes 
für die Verſicherung gegen Diebſtahl in die Riſiko⸗ 
prämie einzukalkulieren. Die Gefahr der Ent⸗ 
wertung der Ware auf Lager ſpielt bei Zigarren 
eine unbedeutende Rolle; denn bei mäßig langer Lager⸗ 
dauer pflegt ſich deren Qualität ſogar zu verbeſſern. 
Allein bei einer ſo großen Zahl von Sortimenten 
und den großen Quantitäten durch den Transport 
per Schiff und Bahn, Ab- und Zufuhr zum Lager, 
Sortieren und Packen, iſt es nicht zu umgehen, daß 
ein unverkäuflicher Bruch, ausfallende Sorten. 
oder Fehlfarben vorkommen. Aus dieſem Umſtand 
erklärt ſich auch die Tatſache, daß einige Partien 
bedeutend unter dem Selbſtkoſtenpreis verkauft wor⸗ 
den ſind, zum Beiſpiel eine Partie von 29 500 Stück 
am 15. Februar 1916 nach Mainz zu 5,5 Pfennig, 
während der durchſchnit liche Selbſtkoſtenpreis 6 Pfen⸗ 
nig betrug. Schon daraus ergibt ſich, daß die 
Verluſtgefahren einen weſentlichen Poſten in der 
Selbſtkoſtenberechnung bilden mußten. Die Ver⸗ 
hältniszahl in Prozenten des Einkaufspreiſes zu 
beſtimmen, iſt an ſich ein unlösbares Problem. 
Der Kaufmann pflegt ſich in der Weiſe zu behelfen, 
daß er einen durch die Erfahrung oder durch Uſance 
gegebenen Prozentſatz annimmt und dieſen je nach 
den geſamten Verhältniſſen ſtaffelförmig erhöht oder 
erniedrigt. Bei überſeeiſchen Exportgeſchäften in 
Friedenszeiten betrug dieſer Satz durchſchnittlich 
100%, bei Importgeſchäften in Kriegszeiten kann 
er nach beglaubigten Ausſagen von Hamburger Kauf⸗ 
leuten ſogar auf 20 und mehr Prozent ſteigen. 

Nun hatten die Verkäufer vom Käufer einen 
Sonderrabatt von 10% mit der Verpflichtung 
erhalten, ihn nicht an ihre Abnehmer weiterzugeben. 
Dieſer Sonderrabatt ſteht m. E. mit der Riſiko⸗ 
prämie in einem engen Zuſammenhang; denn der 
Verkäufer hatte, wie ich in meinem Gutachten aus⸗ 
führlich betonte, den Sonderrabatt hauptſächlich des⸗ 
wegen bewilligt, weil er das große Rififo auf die 
Käufer abgewälzt hat. Deswegen faſſe ich den Son⸗ 
derrabatt und die Niſikoprämie zuſammen und 
ſetze ſie mit 10% des Einkaufspreiſes in die Selbſt⸗ 
koſtenrechnung ein. Wenn ich den Sonderborteil 
und die geſamte Niſikoprämie in Summa nur mit 


10% des Einkaufspreiſes feſtſtellte und dabei berück⸗ 
ſichtigte, daß ſowohl der Sondervorteil als auch die 
Niſikoprämie je zu 100% angeſetzt werden können, fo 
war ich mir bewußt, daß ich in dieſer Beziehung 
auf das Außerſt zuläſſige Minimum herabging, ein⸗ 
fach aus dem Grunde, damit auch der ſtrengſte Rihter 
gegen dieſen Satz keine begründeten Einwendungen 
machen konnte. Darüber, daß die Rififoprimie tat⸗ 
ſächlich ein Element der Selbſtkoſten iſt, ſcheint mir 
keinerlei Zweifel begründet geltend gemacht werden 
zu können. 


Eine beſondere Unterſuchung bedarf die Frage 
der Marktlage. Es unterliegt ja gar keinem 
Zweifel, daß die Marktlage im Frieden ſich anders 
geſtaltet als im Kriege. Im Kriege iſt zweifellos 
für viele Waren eine Notmarktlage vorhanden. Daß 
dieſe nicht ausgenutzt werden darf, tjt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich. Denn damit würde man jedem Wucher Tor 
und Tür öffnen. Aber in meinem Gutachten 
habe ich in Uebereinſtimmung mit den oben bereits 
erwähnten Ausführungen des Reichsgerichtsrats De. 
Lobe aus dem Wortlaut der Bundesratsverordnung 
den Schluß gezogen, daß bezüglich derjenigen Waren, 
bei denen keinerlei Notmarktlage in Frage kommt, die 
Einhaltung der auf einwandfreier Grundlage ermit⸗ 
telten Marktpreiſe von der Beſtrafung ausſchließt. 


Für Zigarren iſt die holländiſche Grenze erſt am 
7. Auguſt 1916 durch das deutſche Einfuhrverbot 
für holländiſchen Tabak geſperrt worden. Bis zum 
Auguſt 1916 konnte der deutſche Importeur nach 


Belieben Waren einzuführen. Nun muß im 
vorliegendem Falle aber berückſichtigt werden. 
daß ſelbſt, wenn der Einkaufspreis für die 


Zigarren der Konkurrenz in Holland ſich während 
der ganzen Verkaufsperiode vollkommen unverändert 
geſtellt hätte, als preisſteigerndes Moment auf die 
Selbſtkoſten bei den ſämtlichen aus dem neutralen 
Ausland importierten Waren automatiſch die € nt- 
wertung der deutſchen Valuta bezw. das 
Steigen des holländiſchen Wechſelkurſes wirken mußte. 
Und zwar errechnete ich in einer beſonderen Tabelle, 
die ich dem Gutachten beifügte, daß der Einkaufs⸗ 
preis für die Zigarren, wenn ſie zu gleichen hollän⸗ 
diſchen Preiſen in 5 vierteljährlichen Perioden ein- 
gekauft worden wären, umgerechnet in deutſche Valuta 
fih um 30 676 ./ höher geitelit haben würde. Mit an=- 
deren Worten beſagt das, daß die Beklagten aus dem 
Umſtand, daß jie das ganze große Quantum auf ein⸗ 
mal gekauft und im Voraus bezahlt haben, einen. 
Kursgewinn in dieſem Betrage erzielten. Das bedeutet 
aber nichts anderes, als daß die Beklagten berechtigt 
geweſen wären, unter Berückſichtigung der Marktlage 
einen Betrag in der Höhe dieſer Kursdifferenz vom 
Reingewinn abzuziehen. Will man aljo den Beklagten 
die Berückſichtigung des Marktpreiſes, die auf ein⸗ 
wandfreier Grundlage ermittelt iſt, zubilligen, wozu 
der Richter nach der bundesrätlichen Verordnung 
verpflichtet iſt, ſo iſt nur der über den Betrag von 
30 676 / hinausgehende Reingewinn in Betracht 
zu ziehen. 


Wie groß war nun aber der Geſamtgewinn? 
Laut einer beſonderen ausführlichen Aufſtellung 
meines Gutachtens betrug der erzielte Geſamtver⸗ 
kaufspreis in den 5 Quartalen 334533 M. Davon 
gingen ab die Selbſtkoſten in Höhe von 318 902 Ma 
jo daß der Gewinn einſchließlich des Unternehmer: 
lohnes jih auf 15 631 / belief. Dieſer Gewinn be- 
deutet einen Satz von 4,68% des Verkaufswertes. 
von 4,90% der Selbſtkoſten und von 6,44% vom 
Ankaufswert, ohne Berückſichtigung der Kursdiffe⸗ 
renzen, von denen ich vorhin geſprochen habe. 

Mit einem Kapitalaufwand von 100 M haben 
die Beklagten alfo in 8 Monaten 4,90 M. verdient, 
allerdings durch Hinzurechnung eines Kapitalszinſes 
von 6% jährlich. Der Reingewinn über die Berz 
zinſung des Kapitals hinaus in einem Monat betrug 
etwa 0,6%, der Reingewinn über die Verzinſung des 
Kapitals hinaus in einem Jahr 7,35%. Hätten die 
Geſellſchafter zur Durchführung dieſes Geſchäftes 
eine Aktiengeſellſchaft gegründet, fo hätten fie alſo, 
abgeſehen von der Beſoldung eines Direktors oder 
einer Einlage im Refervefonde, höchſtens 14% Divi⸗ 
dende auf das Jahr berechnet verteilt. Wollte man 
daher die Beklagten wegen übermäßigen Gewinnes 
verurteilen, ſo müßte man analog jede Aktiengeſell⸗ 
ſchaft wegen Wuchers beſtrafen, die mehr als 14% 
Dividende verteilt. 

Aus dieſer Berechnung wird klar, daß die 
Umlaufsfrift des werbenden Kapitals 
bezw. die Lagerdauer für die Beurteilung der Ange⸗ 
meſſenheit des Gewinnes eine große Volle ſpielt. 
Wenn z. B. ein Geldwechſler, der feine Ware täglich 
vielleicht mehrmals umwechſeln kann, ſich mit einem 
Nutzen von höchſtens 1% begnügen muß, fo ſchließt der 
Händler von Juwelen und Uhren, der ſeine Waren 
im Durchſchnitt ein halbes Jahr auf Lager halten 
muß, jährlich aljo feinen Gewinn nur zweimal er= 
zielen kann, bei einem Gewinnſatz von 20% perz 
hältnismäßig mit einem kleineren Gewinn ab. 
Ich würde daher einen Gewinn von 5%, den 
ein Geldwechſler für ein riſikofreies Geldgeſchäft 
verlangt, ſchon als Wucher beurteilen, während ein 
drei⸗ bis viermal größerer Gewinn bei dem Uhren- 
händler als normal bezeichnet werden müßte. Auf 
unſeren Fall angewendet, war alſo der Gewinn von 
0,6% per Monat keineswegs als ein übermäßiger 
zu beurteilen. Bei der Beurteilung des Ge— 
ſamtgewinnes in Höhe von 15 631 % muß man 
aber auch noch weiter berückſichtigen, daß. 
wie ich oben zeigte, der reine Kursvorteil 


durch die Entwertung der deutſchen Valuta, den 
infolge der Barzahlung die Käufer erzielten, fidh 
auf 30676 . belief. Der tatſächlich erzielte Ge⸗ 
winn bleibt alfo noch mit 15 045 M. unter jener 
Kursdifferenz. Hätten die Beklagten ihren Ein⸗ 
kauf und ihre Zahlung in der Weiſe eingerichtet, wie 
dies in dem Importgeſchäft für holländiſche Waren 
üblich ijt, fo hätten fie alfo bei Erzielung eines 
Nutzens von 15 631 M tatſächlich nicht nur keinen 
Reingewinn erzielt, ſondern noch einen Verluſt von 
ca. 15 000 „ erlitten. Mit anderen Worten heißt 
das aber: Hätte das Note Kreuz das 
ganze Geſchäft auf eigene Nechnung 
gemacht, hätte es von Vierteljahr zu Vier⸗ 
teljſahr die im Quartal abgeſetzten Zigarren 
zu gleichen Preiſen wie die Beklagten in Holland 
eingekauft, die Zahlungen aber zu den jeweiligen 
Wechſelkurſen vollzogen und ungefähr die gleichen 
beſonderen und allgemeinen Unkoſten und Kapitals- 
zinſen berechnen müſſen, jo hätte das Rote 
Kreuz im ganzen ca. 15 000 M. mehr für 
ſeine Zigarren anlegen müſſen, als es 
an die Beklagten gezahlt hat. 

| Ich habe die Hauptergebniſſe meines umfang⸗ 
reichen Gutachtens in folgenden Sätzen zuſammen⸗ 
geſtellt: 

1. Die Kalkulation des Gewinnes iſt nur auf 
der Grundlage eines durchſchnittlichen Ber- 
kaufspreiſes aufzuſtellen. Die Staffelung der Ver⸗ 
kaufspreiſe nach den verſchiedenen Qualitäten, 
Quantitäten, Zeiträumen und aus anderen Gründen 
iſt nicht willkürlich, fondern wirtſchaftlich, kaufmän⸗ 
niſch und rechtlich begründet. 

2. Die ſeitens des Verkäufers bewilligten 100% 
Sondervergünſtigung ſind als Niſikoprämie zu den 
Selbſtkoſten einzuſtellen oder, was dasſelbe iſt, vom 
Gewinn abzuziehen. 

3. Die Zinſen des im Zigarrengeſchäft ange⸗ 
legten werbenden Kapitals ſowie die Bankkommiſſion 
ſind zu den Selbſtkoſten zu zählen. 

A. Der auf dieſer Grundlage berechnete Rein- 
gewinn beträgt ahne Berückſichtigung der Warkt⸗ 
lage und des Valutagewinns 15 676 M. oder 47568 0% 
des Verkaufspreiſes. 

Nach allem, was ich vorſtehend ausgeführt habe, 
war nach meiner Auffaſſung der Schluß begründet, 
daß die Beklagten keine Verfehlung gegen die 
bundesrätliche Verordnung vom 23. Juli 1915, be⸗ 
treffend übermäßigen Gewinn, begangen haben. 
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(Uebergangswirtſchaft. 


XVII.) 


Die Ucbergangswirtichaft wird einem Uebergang 
in weit höherem Sinne zu dienen haben, als bis⸗ 
her gemeinhin angenommen wurde. Sie bedeutet 
die Ueberleitung aus jenen Formen der Wirtſchaft, 
wie wir ſie kannten, bevor wir in den Krieg zogen, 
zu der tatſächlichen Durchführung und ſtaatlichen 
Anerkennung höherer Formen, zu denen ſchon 
damals die Wirtſchaft deutlich hinſtrebte. Mit an⸗ 
deren Worten: Die Wirtſchaft, der wir entgegen⸗ 
gehen, wird eine ſtaatliche regulierte Wirt⸗ 
ſchaft ſein. Sie wird es ſein müſſen. Für 
die Uebergangszeit ſelbſt kann mindeſtens die Not⸗ 
wendigkeit aktiver Anteilnahme des Staates an der 
Wirtſchaft niemand bezweifeln. Selbſt wenn keine 
weiteren Schwierigkeiten während der Uebergangszeit 
beſtünden als der Mangel an Nohſtoffen und Fracht⸗ 
raum, fo wären alle Vorausſetzungen für die Not- 
wendigkeit ſtaatlichen Eingreifens gegeben. Ich habe 
mich nun bemüht, in den vorausgegangenen Aus⸗ 
führungen darzulegen, wie aus dem Nohſtoff- und 
Frachtraummangel ſich eine ganze Reihe anderer 
Probleme ergeben, wie ſchon in dieſe beiden Fragen 
die Valutareform, der Wiederaufbau des Arbeits⸗ 
marktes, die Amſtellung der Induſtrie, die Siche⸗ 
rung unſerer Uebergangsernährung hineinſpielen. 
Alles Fragen, die zum Teil auch wieder ihrerſeits 
durch den Mangel an Nohſtoffen und Frachtraum, 
wenn nicht gar geſchaffen, ſo doch ſchwieriger und 
verwickelter ſich geſtalten werden. Auf alle dieſe Dinge 
muß der Staat, wie ich gezeigt habe, Einfluß nehmen. 
Er muß Anſtalten treffen, Gewähr für eine glatte 
Abwicklung unſeres wirtſchaftlichen Lebens während 
der Uebergangszeit bieten. Die Veranſtaltungen zu 
dieſem Zweck beſtehen zum größten Teil in der Grün⸗ 
dung weitgreifender ineinanderarbeitender Organi⸗ 
ſationen. Theoretiſch wäre es nun natürlich durch⸗ 
aus möglich, daß nach einer geraumen Zeit der 
Staat plötzlich die Erklärung abgäbe: Von heute ab 
bat die Uebergangswirtſchaft ein Ende, die Friedens⸗ 
wirtſchaft hat begonnen und der Staat zieht ſich 
ſozuſagen ins Privatleben zurück. Aber wer gewöhnt 
iſt, die Dinge nüchtern und praktiſch zu betrach⸗ 
ten, kann an die Erfüllung dieſes uns von der 
Theorie vorgezauberten Traumes nicht glauben. Er 
kann es ſchon deswegen nicht, weil mit den wirtſchaft⸗ 
lichen Aufgaben, die der Staat in der Uebergangs⸗ 
wirtſchaft übernimmt, ein Teil ſeines finanziellen 
Wohles und Wehes aufs engſte verquickt ſein wird. 

Denken wir dabei zunächſt bloß an die Roh- 
ſtoffgeſellſchaften. Ganz gleichgültig wie wir fie uns 
geſtaltet denken, ob es jih dabei um Staatsgeſell⸗ 
ſchaften oder um genoſſenſchaftliche Zuſammen⸗ 
fügungen der Intereſſenten handelt, ſie werden auf 
alle Fälle Träger der ſtaatlichen Beſteuerung der 


*) Siehe Plutus 1917 Seite 226, 252, 280, 290, 
323, 345, 363, 388, 411, 455, 473, 484, 497, 513, 524 ff. 


Wareneinfuhr ſein. Daß der Staat dieje bequeme 
Form der Steuererhebung in abſehbarer Zeit mit 
einer anderen vertauſchen ſollte, dünkt uns ſehr 
unwahrſcheinlich. Hat der Staat aber ein Intereſſe 
daran, dieſe Steuerträger zu erhalten, ſo wird er 
auch ihre rein wirtſchaftlichen Funktionen ſo bald 
nicht aufheben. 


Schon aus dieſem finanziellen Grunde 
muß alſo damit gerechnet werden, daß die 
ſtaatliche Beteiligung an der Volkswirtſchaft 


auch nach der Beendigung irgend einer Uebergangs⸗ 
friſt nicht beſeitigt werden kann. Dafür ſpricht aber 
auch noch ein anderes weſentliches Moment. Ich habe 
gelegentlich ſchon früher darauf hingewieſen, daß 
aus der ſchlechten Vorbereitung für den Krieg in 
wirtſchaftlicher Hinſicht, die wir im Auguſt 1914 
zu beklagen hatten, der Staat aller Wahrſcheinlichkeit 
nach die Lehre ziehen wird, die deutſche Volkswirt⸗ 
ſchaft in dauernder Geeignetheit für die Kriegsfüh⸗ 
rung zu halten. Abgeſehen von der ſchon betonten 
Notwendigkeit, darüber zu wachen, daß die Induſtrie 
jederzeit für den Krieg mobiliſiert werden kann, wer⸗ 
den wir wahrſcheinlich für Nohſtoffe und Nahrungs- 
mittel auf irgend einem Wege zu dem Syſtem 
der Vorratswirtſchaft kommen müſſen. Das geht nicht 
etwa in der Weiſe, daß der Staat von beſtimmten 
Rohmaterialien gewiſſe Vorräte anhäuft. Das ver⸗ 
bietet ſich ja bei Lebensmitteln ſchon wegen der 
Verderblichkeit. Die Beſtrebungen nach jener Ride 
tung werden ſich vielmehr in der Praxis ſo auswirken, 
daß der Staat eine dauernde Kontrolle über die Ein⸗ 
und Ausfuhr auf dieſe oder jene Weiſe ausüben 
muß. Und endlich kommt noch hinzu, daß die dau⸗ 
ernde finanzielle Belaſtung, die aus dieſem Kriege 
zurückbleiben wird, nicht mehr in der üblichen 
Weiſe zu decken ſein wird, daß der Staat ſich mit 
der Tätigkeit begnügt, Steuern aufzuerlegen. Viel⸗ 
mehr wird angeſichts der ungeheuren Summen, die 
für den Staatsſäckel gewonnen werden müſſen, die 
neue Steuer- und Finanzpolitik in erſter Linie mit 
aufbauende Wirtſchaftspolitik ſein müſſen. Der 
Staat muß von ſich aus dafür ſorgen, daß Ein⸗ 
kommen und Vermögen ſich neu bilden. Er muß 
alle Beſtrebungen unterſtützen, die zu volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Erſparniſſen führen. Zu Erjparniffen 
ſowohl in der Produktion durch Verbeſſerung der 
Produktionsmethoden, als auch in der Güterverteilung 
durch Ausſchaltung unnötiger Zwiſchenglieder, als 
auch endlich im Güterkonſum durch den ſchonenden 
Verbrauch koſtbarer heimiſcher Güter und die Aus⸗ 
ſchaltung des Verbrauches unnötig koſtſpieliger frem⸗ 
der Waren. Ich wiederhole, daß das alles zunächſt 
einmal nur während der Uebergangswirtſchaft not⸗ 
wendig ſein wird. Allerdings, ob es im deutſchen 
Finanzweſen überhaupt eine Vebergangswirtſchaft 
gibt, ſcheint fraglich, weil vorderhand noch nicht 
abzuſehen iſt, wodurch die von uns zu verzinſende 


Kapitalſchuld in den nächſten 
weſentlich herabmindern ſollte. 
Aber laſſen wir einmal die Finanzwirtſchaft 
ganz beiſeite. Oder nehmen wir ſelbſt an, 
auch hier würde es ſich nur um eine ver⸗ 
hältnismäßig kurze Uebergangszeit handeln. Und 
da wiederhole ich denn meine Frage: Glaubt 
man wirklich, daß all die Vorkehrungen, die zur 
Durchführung ſolcher Uebergangsmaßnahmen ge- 
troffen ſind, plötzlich vom Staat beiſeite geſtellt 
werden? Können ſie es denn überhaupt? Ich glaube, 
dieſe Frage muß von jedem verneint werden, der ſie 
ſich überhaupt einmal ernſtlich vorlegt. Es handelt 
ſich doch für den Staat darum, eine ganze Schar 
von Beamten, die bisher lediglich in der bis vor dem 
Kriege üblichen Weiſe in der Technik und der Ueber⸗ 
wachung der Steuererhebung tätig war, auf die prak⸗ 
tiſche Wirtſchaftsübung umzuſtellen. Es wird in der 
erſten Zeit vielleicht nicht gleich gelingen, die richtigen 
Zeit vielleicht nicht gleich gelingen, die richtigen 
Beamten auszuwählen. Man wird aber allmählich 
fih einen Stab heranziehen, der mit Luſt und Liebe 
bei der Sache iſt und der ſich immer beſſer und feiner 
in dieſe neue Aufgabe hineindenkt. Das junge Ge⸗ 
ſchlecht, daß dieſen Beamten zur Ausbildung über⸗ 
wieſen werden wird, und das die alten Formen der 
Beamtentätigkeit gar nicht mehr kennt, dürfte bald 
die Veteiligung des Staats an der praktiſchen Wirt⸗ 
ſchaftstätigkeit für etwas Selbſtverſtändliches halten. 
Man ſoll niemals das ſtarke Beharrungsvermögen 
unterjehäßen, das in dem bloßen Vorhandenſein eines 
für beſtimmte Zwecke geſchaffenen Beamtenkörpers 
liegt. Aber natürlich handelt es ſich hier ja nur um 
einen verhältnismäßig äußerlichen Umſtand. Der 
innere Grund aber dafür, daß die ſtaatswirtſchaft⸗ 
lichen Formen, die wir in der Uebergangszeit an⸗ 
nehmen müſſen, wahrſcheinlich für immer er⸗ 
halten bleiben können, liegt darin, daß die 
Verſippung von ſtaatlicher Finanzwirtſchaft und 
Volkswirtſchaft durch das Mittel der ſtaatlichen Wirt- 
ſchaftsförderung von Jahr zu Jahr enger werden 
muß. Wenn es ſich nun hier um etwas handelte, 
das plötzlich aus einer Laune oder aus einem Be- 
dürfnis heraus plötzlich und künſtlich geſchaffen 
worden iſt, ſo würde man mit einigem Recht gegen 
meine Vorausſage Einſpruch erheben können. Aber 
man darf doch nie vergeſſen, daß es jih hier im 
Grunde ja bloß um die Vollendung einer Tendenz 
Handelt, die ſchon in den letzten zwei Jahrzehnten 
immer deutlicher ſichtbar wurde. Wir ſind durch den 
Krieg eben in den Wirtſchaftsſtaat hineingewachſen. 
Und deshalb halte ich es für einen übers 
aus ſchweren Fehler, wenn man heute den Kauf⸗ 
leuten und Induſtriellen einzureden verſucht, daß 
nach einer kurzen Uebergangsfriſt alles ſo werden 
wird, wie es ehedem war. Wan verſündigt ſich 
dadurch nicht nur am deutſchen Volke, weil man 
unter Amſtänden dadurch verhindert, daß gleich 
von vornherein die Uebergangswirtſchaft auf brauch⸗ 
barer und dauernder Grundlage aufgebaut werden 
kann, ſondern man begeht einen mindeſtens ebeuſo 


Jahrzehnten ſich 
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ſchweren Fehler gegen den Kaufmannsſtand und 
gegen unfere Gewerbetreibenden. Es iſt ja zu natür⸗ 


lich, daß in dieſen Kreiſen der Wunſch beſteht, 
und zwar ſobald wie möglich zur 
alten Freiheit zurückkehren zu konnen. Und es 


bedarf wirklich nur eines ganz leichten Anſtoßes 
— da ja alle Menſchen gern das hören wollen, was 
fie wünſchen — um den Kreiſen von Handel und 
Induſtrie dieſen Wunſch, der zunächſt als ein Aus⸗ 
fluß ihres berechtigten Eigenintereſſes beſteht, als 
eine im Intereſſe des dauernden Gedeihens unferer 
Volkswirtſchaft notwendige Forderung erſcheinen zu 
laſſen. Damit hätte man dann glücklich Handel 
und Induſtrie in Oppoſition gegen jede wirkſame 
Durchführung einer zulänglichen Uebergangswirt⸗ 
ſchaft gebracht. Solche Oppoſition kann zunächſt 
mit einem ſcheinbaren Sieg der Kaufmannskreiſe 
enden. Sie können vielleicht ihren immerhin nicht 
unerheblichen Einfluß bei der Anfangsorganiſation 
der Uebergangswirtſchaft durchſetzen. Sie werden ver- 
hindern, daß etwas Wirkliches geſchieht. Aber ſie 
werden das doch nur für den Anfang verhindern 
können. Denn die bittere Notwendigkeit wird ſich 
ſchließlich auch ohne und dann ſelbſtverſtändlich gegen 
ſie durchſetzen. Darin aber ſehe ich ein großes Uebel. 

Die Situation der Kaufmannſchaft gegenüber 
der Uebergaugswirtichaft wäre dann ähnlich, wie es 
ſeinerzeit einmal die Lage der Börſenkaufleute 
im Jahre 1896 bei der Schaffung des Börſenge⸗ 
ſetzes war. Nur ganz wenige Mitglieder der Börje 
ſahen damals ein, daß der Zeitſtrömung entſpre⸗ 
chend die Schaffung eines Börſengeſetzes nicht zu 
umgehen ſein würde. Sie rieten daher den Börſen⸗ 
kaufleuten zu Kompromiſſen. Sie wollten ſich prak⸗ 
tiſch an der Arbeit für das Vörſengeſetz beteiligen. 
Aber ſie wurden von ihren Berufsgenoſſen nicher- 
geſtimmt und teilweiſe von ihnen ſogar verfehmt. Die 
Folge davon war, daß — wie es jene Warner voraus⸗ 
geſagt hatten — das Geſetz, das ohne ohne die Wit⸗ 
wirkung der Kaufmannſchaft ausgearbeitet worden 
war, ſich gegen die Kaufleute richtete, und wie ja auch 
bekannt ſein dürfte, in der Tat ſchweren wirtſchaftlichen 
Schaden der Börſe brachte. Wäre man damals dem 
Nate der Einſichtigen gefolgt, würde allerdings auch 
ein Geſetz zuſtande gekommen ſein. Aber das Geſetz 
hätte infolge der ſachverſtändigen Mitarbeit der 
Börſenleute den praktiſchen Bedürfniſſen der Kauf- 
mannſchaft Rechnung tragen können. Es ift eben 
immer einer der größten Fehler der wirtſchaftlichen 
politiſchen Taktik, ſich Entwicklungen, die doch 
kommen müſſen, entgegenſtemmen zu wollen. Wenn 
man die Regelung einer MWaterie nicht verhindern 
kann, ſo ſoll man ſich an die Spitze der Bewegung 
zu ihrer Reform ſtellen. Man wird dann in der 
Lage ſein, Nützliches zu ſchaffen, oder doch mindeſtens 


zu verhindern, daß das, was nun einmal geſchehen 


muß, in einer Form beſchloſſen wird, die alle noch 
ſo berechtigten Einzelintereſſen unbedingt ſchädigt. 

Das ſollten Kaufleute und Induſtrielle auch für 
die Organijation der Uebergangswirtſchaft klar er- 
kennen. Die Entwicklung ſelbſt iſt nicht zu verhin⸗ 


dern. Wenn es zum Anfang auch gelingen ſollte, durch 
eine geſchickt geführte Oppoſition das eine oder das 
andere zu verhindern, die Tendenz zum Wirtſchafts⸗ 
ſtaat wird ſich doch durchſetzen. Und es hängt nur 
von den Kaufleuten und Induſtriellen ab, ob ſie die 
Realiſierung in einer für die Kaufmannſchaft an=- 
nehmbaren Form oder zum Schaden der Kauf- 
mannſchaft haben wollen. 

Wenn es ſich hier bloß um die Frage handelte. 
ob die Handelskreiſe mit der ſchließlich gewählten 
Form der Uebergangswirtſchaft einverſtanden find 
oder nicht, ſo würde es ſich kaum verlohnen, deshalb 
ſo viel Worte zu machen. Aber bis zu einem ge⸗ 
wiſſen Grade iſt hier in der Tat gleichlautend mit dem 
Intereſſe von Handel und Induſtrie auch das Inter⸗ 
eſſe unſerer geſamten Volkswirtſchaft und das Inter⸗ 
eſſe unſeres Vaterlandes. Es gibt verſchiedene For⸗ 
men, in denen man ſich die Durchführung des Wirt⸗ 
ſchaftsſtaates denken kann. Die eine wäre die zwang⸗ 
loſe Uebertragung der bisherigen Grundſätze der 
Staatswirtſchaft in einzelnen Unternehmungszwei⸗ 
gen auf die geſamte ſpätere Wirtſchaft. Das würde 
heißen, daß überall in Deutſchland der Geheimrat 
herrſcht und daß der Staat als Unternehmer größten 
Stiles ſelbſt die Zügel wichtiger Wirtſchaftszweige 
in die Hand nimmt. Aber es gibt noch eine andere 
Form: Hier reguliert der Staat. Er beaufſichtigt 
und beauftragt, aber er führt nicht ſelbſt durch, er 
tritt nicht ſelbſt als Unternehmer hervor. Die Form 
der Unternehmung bleibt weiter Privatwirtſchaft. 
Nur ihre Profitgrenzen werden eingeengt. Das Pro⸗ 
fitintereſſe ſelbſt aber ebenſo wie der Wagemut des 
Unternehmers bleiben beſtehen und würden in den 
Dienſt der ſtaatlichen Wirtſchaft geſtellt, die ihren 
Anteil vom Profit des Unternehmers erhält. Das 
heißt alfo die Uebergangswirtſchaft nicht 
in der Form reiner Staatswirtſchaft, 
ſondern vielmehr in der Form der ſtaatlich re⸗ 
gulierten Wirtſchaft durchführen. 

In dieſer Form der ſtaatlich regulierten Wirt⸗ 
ſchaft iſt nach meiner Auffaſſung einzig und allein 
ſegensreich die Uebergangswirtſchaft durchzuführen, 
und dieſe höhere Wirtſchaftsform wird wahrſchein⸗ 
lich auch die bleibende der Zukunft ſein. An ihr 
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mitzuarbeiten iſt nicht bloß eine hohe Aufgabe des 
Kaufmannſtandes und der Induſtrie im Intereſſe 
des Staates, ſondern es ſcheint mir auch eine Pflicht 
der Selbſterhaltung der ſchaffenden Stände zu fein. 
Denn wenn man, wie ich es ſicher vorausſetze, an⸗ 
nimmt, daß im Falle einer ablehnenden Haltung: 
unferer Kaufmannſchaft aller Wahrſcheinlichkeit nach 
eine von Beamten eingerichtete Staatswirtſchaft wäh⸗ 
rend der Uebergangszeit betrieben werden wird, jo 
liegt es alſo in der Hand der Kaufleute und Indu⸗ 
ſtriellen ſelbſt, ob fie durch ihren Rat ihre tat⸗ 
ſächliche Mitwirkung behagliche Anterkunftsräume 
und weite Betätigungsgebiete im neuen Bau der 
Uebergangswirtſchaft fih verſchaffen oder ſich voll⸗ 
kommen ausſchalten laffen wollen. Sicherkich wür⸗ 
den nach einer gewiſſen gar nicht allzu langen 
Friſt die ſchlecht beratenen Kaufleute erkennen, wie 
ſehr ſie ſich ſelbſt und dem Staatsganzen durch 
ihre Zurückhaltung geſchadet haben. Ob es dann 
aber nicht überhaupt zu ſpät iſt, um die unter 
Opfern gewonnene neue Einſicht noch nutzbringend 
zu verwerten, das ſcheint mir eine Frage, deren. 
Beantwortung nicht zweifelhaft ſein dürfte. Wie 
man dieſe Frage nur beantworten kann, zeigt ja 
doch der Verlauf unſerer Kriegswirtſchaft: Iſt das 
falſche Syſtem erſt einmal eingerichtet, dann iſt es 
trotz aller Fehler kaum wieder auszurotten. Dann. 
beginnt man an allen möglichen Symptomen her⸗ 
umzukurieren, immer in der Hoffnung, dadurch zu 
verbeſſern. Aber zu einer grundlegenden Mendez 
ung entſchließt man jiġ nicht mehr. 


Die Grundſätze für einen zweckentſprechenden 
Aufbau der Uebergangswirtſchaft im Sinne einer 
ſtaatlich regulierten Wirtſchaft ergeben ſich aus 
ihrem Prinzip ganz von ſelbſt. Denn die ſtaatlich 
regulierte Wirtſchaft iſt nichts anderes als die Fort⸗ 
entwicklung und der Zuſam menſchluß aller organi⸗ 
ſatoriſchen Gebilde, die fih. aus dem freien Willen 
des Unternehmertums und der übrigen wirtſchaft⸗ 
lichen Stände bereits im Frieden herausgebildet 
hatten. 3 

G. B. 


(Ein Schlußartikel folgt.) 


Huskandsſpiegel. 


Nohſtoff⸗Blockade nach dem Kriege. 

Unter dieſem Titel leſen wir in der „Inkormation“: 
Gewiſſe Vorfälle der jüngſten Zeit beweiſen, daß die 
Verbündeten anfangen, ſich bewußt zu werden, daß 
ſie den größten Teil der Weltproduktion der für 
die deutſche Induſtrie unentbehrlichen Rohſtoffe in 
Händen halten, und daß ſie die Zentralmächte 
zwingen können, ihre (der Verbündeten) Friedens⸗ 
bedingungen anzunehmen, wenn ſie es verſtehen, ſich 
prompt dieſer durch den Eintritt der Vereinigten 
Staaten in den Krieg entſcheidend gewordenen 
Waffe zu bedienen. Die Deutſchen haben ſolches 
vor uns begriffen. Der Kanzler Bethmann Hollweg 


und jein Nachfolger haben niemals unterlaſſen, in 
ihren Reden der Furcht, welche fie für die Zeit 
nach dem Kriege hegen, Ausdruck zu verleihen: Der 
wirtſchaftliche Boykott Deutſchlands. 
Tatſächlich genügt eine ſolche Prüfung der Frage, um 
zu beweiſen, daß die deutſche Induſtrie tödlich ge⸗ 
troffen würde, wenn die Alliierten am Tage nach 
dem Kriege ſich weigerten, ihr die in ihren Händen 
befindlichen Rohſtoffe zu liefern. Die für die 
Textilinduſtrie unentbehrliche Baumwolle kommt 
hauptſächlich aus den Vereinigten Staaten, Aegypten 
und Indien. Die Produktionsländer haben ohne⸗ 
hin jhon eine ſteigende Tendenz, fie ſelbſt zu ver⸗ 


arbeiten. Sie würden daher keine Schwierigkeiten 
machen, die Lieferung von Nohbaumwolle an die 
Zentralmächte zu verweigern, weil ſie ja nicht nötig 
hatten, ſich andere Abſatzgebiete zu ſuchen. Die 
auſtraliſche Wolle bildet eine beträchtliche Ber- 
ſtärkung der aus Argentinien nach Deutſchland ge⸗ 
henden Wollverſchiffungen. Die Eiſenerze aus 
Lothringen, der Normandie und Algerien ſind für 
die rieſenhaften deutſchen Hochöfen unentbehrlich; 
denn Deutſchland, das ſehr reich an Kohle iſt, iſt 
inbezug auf Eijen vergleichsweiſe arm. Wäre es 
daher nicht beſſer, unſeren Produktionsüberſchuß 
für England und Belgien zu reſervieren — als 
Austauſch für Kohle und Koks, die wir brauchen? 
Kupfer wird faſt ausſchließlich von den Ver⸗ 
einigten Staaten produziert oder von neutralen 
Ländern, deren Winen engliſchen oder franzöſiſchen 
Aktionären gehören, z. B. Rio Tinto in Spanien, 
Bolco in Mexiko uſw. Zinn vorkommen findet 
ſich hauptſächlich auf engliſchem Gebiet (Malakka, 
Auſtralien, Nigeria). Die Engländer verfügen über 
Dreiviertel der Weltproduktion. Nichtsdeſtoweniger 
hatte die deutſche „Metallgeſellſchaft“ es dank einer 
geſchickten, kommerziellen Politik verſtanden, ſich zum 
Herrn des Zinnmarktes zu machen. Nickel kommt 
faſt nur aus Kanada und aus Neukaledonien. Alu⸗ 
minium findet ſich hauptſächlich im Süden Frank⸗ 
reichs und in den Vereinigten Staaten. Die großen 
Phosphatlager befinden ſich in Algerien, auf 
den engliſchen und franzöſiſchen Inſeln des Stillen 
Ozeans und in Florida. Die ölhaltigen Proz 
dukte, die für die Fabrikation von Seife, Glyzerin 
und anderen Erzeugniſſen unentbehrlich ſind, ſtammen 
aus dem franzöſiſchen und engliſchen Weſtafrika, 
ſowie aus dem engliſchen Indien. Laſſen wir es 
bei dieſer ſummariſchen Aufzählung bewenden. 
Sie genügt, um zu beweiſen, daß die Alliierten, 
wenn ſie ſich inbezug auf eine wirtſchaftliche Einheits⸗ 
front verſtändigen, weiteres Blutvergießen auf⸗ 
halten () und die feindlichen Mächte zwingen 
konnen, ihre Friedensbedingungen zu akzeptieren. 
Bei Einſtellung der Feindſeligkeiten wird die Ein⸗ 
führung von Ausgangszöllen auf unſere für die 
Zentralmächte beſtimmten Nohſtoffe während einer 
Anzahl von Jahren unentbehrlich ſein — einer⸗ 
ſeits, um unſere Induſtrien zu heben, dadurch daß 
man ihnen einen notwendigen Vorteil in dem Ge⸗ 
nuß der auf dem Boden der verbündeten Länder 
hervorgebrachten natürlichen Reichtümer reſerviert, 
andererſeits, um den verbündeten Staaten fis ka⸗ 
liſche Einnahmen auf Koſten der beut⸗ 
ſchen Induſtrie zu verſchaffen . Verlängert ſich 
der Krieg, ſo wird es nötig werden, nicht nur zu 
einfachen mehr oder minder hohen Angangszöllen 
auf unſere Nohſtoffe feine Zuflucht zu nehmen, 
ſondern ein vollſtändiges Exportverbot (D 
in jene Länder wird erforderlich fein. Die Verbün⸗ 
bündeten müſſen daher den Zentralmächten ein U- 
timatum (N ſtellen des Inhalts, daß ihnen, in Er- 
mangelung der Annahme ihrer Friedensbedingungen, 
jede Einfuhr von Rohſtoffen für die Dauer von 
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25 Jahren nach Friedensſchluß unterſagt oder mit 
prohibitiven Zöllen belegt wird (1). Es iſt fider, 
daß ein Ultimatum dieſer Art die Träume unſerer 
Feinde von wirtſchaftlicher Hegemonie endgültig zer⸗ 
ſtören und fie veranlaſſen würde, zu unſeren Bes 
dingungen zu verhandeln und nicht zu den ihren. 
Eines Kommentars bedürfen dieſe Ausführungen 
ſinnloſer Wut und Verblendung natürlich nicht. Die 
„Information“ iſt eines der meiſtgeleſenen franzöſiſchen 
Finanzblätter . 
Die Vereinigten Staaten im Kriege. 

(Aus einem Bericht der franzöſiſchen Handels⸗ 

kammer in New Pork). . Man kann kaum. 


einen Schritt machen, ohne irgend eine Steuer 
oder Abgabe zahlen zu müſſen, und wenn 
die geplanten Geſetze durchgehen (fie find 
inzwiſchen durchgegangen), jo wird es noch 


ſchlimmer werden. An Entwürfen zur Beſteuerung 
des Einkommens fehlt es nicht. Die Steuerfreiheit 
iſt von 3000 auf 1000 Dollar herabgeſetzt worden. 
Der Steuerſatz für Einkommen über 1000 Dollar 
wird von 2 auf 4 pro Mille erhöht. Ueberſteigt 
das Einkommen 5000 Dollar, ſo iſt für jede 2500 
Dollar eine beſondere Abgabe von 1% zu zahlen. 
Die Einkommen 500,000 Dollar und darüber zahlen 
ungefähr 25%, die Milliardäre 50%. Auf Whisky 
iſt eine Abgabe von 2,20 Dollar für die Gallone 
gelegt. Bier, dieſes ganz deutſche Getränk, hat 
2,75 Dollar für das Faß zu tragen. Die niedrigen 
Zigarrenſorten follen mit 5 Dollar für jede 1000 
Stück beſteuert werden, während die beſſeren Sorten 
mit einer Abgabe von 10 Dollar belegt werden. 
Seit einigen Jahren hatte man angefangen, Zigarren 
zu rauchen, aber die ſtändige Erhöhung der Löhne 
und der RNohſtoffe hat es zu Wege gebracht, daß 
man dieſe Gewohnheit allmählich wieder auf⸗ 
gegeben hat. Die Raucher kehrten zur Pfeife zurück. 
Natürlich wird auch die Zigarettenſteuer erhöht 
werden. Man will ferner mit Abgaben belegen: Die 
Theaterbillets mit 10%; die Transportfakturen und 
Eiſenbahnkarten mit 10%; die Monatsabonnements 
auf den Eiſenbahnen, ſofern ſie 5 Dollar überſteigen, 
mit 10%; die Rechnungen für Gas, Elektrizität und 
Telephon mit 5%; kosmetiſche und mediziniſche 
Präparate ſollen einer Abgabe von 5% auf den 
Verkaufspreis der Fabrikanten unterliegen. Auto⸗ 
mobile, ferner die Koſten der Petroleumtransporte, 
außerdem Muſikinſtrumente zahlen 5%. Das Brief- 
porto wird von 2 auf 3 Cents, das Porto der 
Poſtkarten von 1 Cent auf 2 Cents erhöht. Dieſe 
Abgaben erſcheinen um ſo härter, je unvorbereiteter 
das Land darauf war. Wir Franzoſen werden ge⸗ 
ſchädigt, weil wir den Vereinigten Staaten Erze, 
mediziniſche und chemiſche Präparate, Geidenwaren, 
Bücher, Photographien, Muſikalien, alte Bilder uſw. 
ſchicken. Und weil, obwohl wir doch Verbündete 
der Vereinigten Staaten, in dieſem germaniſchen (t) 
Kriege ſind, man alle Produkte, die wir einführen, 
nit Abgaben belegt, wollen wir es da den 
Amerikanern erlauben, ihre Waren zu 
Minimaltarifen nach Frankreich zu 


exportieren? Während die Spekulanten aller 
Art fih hier (in den Vereinigten Staaten) frei 
tummeln dürfen, werden von den Geſetzgebern und 
dem Kongreß eifrig die ſeltſamſten Geſetze votiert. 
In zahlreichen Fällen werden die Politiker eines 
Bezirks von ihren einflußreichen Wählern und von 
Sektierern gezwungen, gegen die Freiheit derjenigen, 
die ſie gewählt haben, einzuſchreiten. Da dieſe Arbeit 
ſchon einige Jahre dauert, ſo findet man, daß die 
Annehmlichkeiten des Lebens, eine nach der anderen, 
dahinſchwinden, um dem engſten Puritanis⸗ 
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mus Platz zu machen. Wir kehren zurück zu den 
düſteren Epochen, die Walter Scott in ſeinen 
Vomanen der engliſchen Revolution beſchrieben hat. 
So lautet ein Teil des Berichts der franzöſiſchen 
Handelskammer in New Vork über die gegen- 
wärtigen Zuſtände in den Vereinigten Staaten. Man 
wird die Schilderung dieſes Zeugen gewiß nicht als 
parteiiſch oder voreingenommen abtun können; denn 
nach Lage der Dinge kann die franzöſiſche Handels⸗ 
kammer in New Vork nur für die verbündeten 
Amerikaner voreingenommen ſein. 


Revue der reſſe. 


Das Getreideproblem beherrſcht naturgemäß 
die ganze Welt. Daher werden mit befonderem. 
Intereſſe alle Statiſtiken über die Getreidezufuhr 
bei unſeren Gegnern verfolgt. Wie aber Herr Leon⸗ 
hard Neumann im „Berliner Börſen⸗ 
Courier“ (20. Dezember) ausführt, gibt es hier⸗ 
bei auch 

irreführende Getreideſtatiſtilen, 
die zur Vorſicht mahnen. Die Chica- Zeitſchrift 
„Modern Miller“ beſchäftigt ſich mit der Ausfuhr 
der Vereinigten Staaten in Lebensmitteln während 
der letzten drei Jahre. Intereſſant iſt hierbei zunächſt, 
daß die Weizen⸗Ausfuhr 1916/17 namentlich gegen 
1914/15 ganz erheblich zurückgegangen iſt. An Mais 
ſtieg fie beträchtlich, auch an Roggen, bleibt aber 
bei Hafer wenig unverändert, ſoweit nicht Hafermehl 
in Betracht kommt. Die Weizenausfuhr an die drei 
Weſtmächte wird wie folgt angegeben: 
In Tauſenden Vushels 


1916/17 1915/16 1914/15 
Frankreich 16,253 21,803 49,979 
Italien 13,747 31,442 47,123 
England 67,982 53,550 65,912 


Dieſe Statiſtik bezeichnet Neumann als abſolut irre⸗ 
führend; denn der Anteil Englands ſei tatſächlich 
weſentlich größer, ſelbſt wenn nur Weizen, und nicht 
Weizenmehl gemeint ſein ſollte. Es geht aus einer 
Veröffentlichung der Fachzeitung „Grain Seed and 
Oil Reporter“ (25. September) zudem hervor, daß 
England z. B. 1915/16 von der Union allein nicht 
53,550 000 Buſhels, ſondern vielmehr 132 Mill. B. 
Weizen und Weizenmehl erhalten hat. Auch die 
Kanadiſchen Beziehungen find in Rechnung zu ſtellen, 
und da erſcheint in der amtlichen Statiſtik dieſelbe 
Menge einmal als Export von der Union (nach 
Kanada) und ein zweites Mal als Seeverſchiffung 
von Kanada nach Europa. Bei dieſer Gelegenheit 
weiſt Neumann auf einen in der deutſchen 
Preſſe, auch in einem Aufſatz von Walter Bacmeiſter 
im „Größeren Deutſchland“, wiederkehrenden Irrtum 
bezüglich der engliſchen Getreideverſorgung hin. Bac⸗ 
meiſter gibt nach dem „Economist“ die engliſche Netto⸗ 
getreideeinfuhr 1. September 1916 bis 31. Auguſt 
1917 mit 12,17 Mill. Ctws. an gegen 106,72 in 
1915/16; das Inland lieferte 37,30 gegen 41,60 in 
1915/16, ſo daß die Geſamtverſorgung 1916/17 


79,47 gegen 148,32 betragen habe. Dieſe Ziffern 
find aus dem Grunde falſch, weil der „Economist“ 
nach dem engliſchen Schweigegebot die Veröffent⸗ 
lichung der Einfuhrzahlen ſeit dem 10. Februar 1917 
eingeſtellt und demgemäß die damaligen Ziffern un⸗ 
verändert weitergeführt hat, ſo daß alſo der beträcht⸗ 
liche Import vom 10. Februar bis zum 31. Auguſt 
1917 überhaupt nicht aufgeführt wird! Leider begegnet 
man dieſem Irrtum immer wieder. — Der Aufſatz 
des Herrn Nütgers⸗Köln über die 


Steuerfreiheit der Rückſtellungen 


(Vergl. Plutus Nr. 51/52) hat zu einer Erwide⸗ 
rung des Herrn Rechtsanwalts Dr. Hachenburg⸗ 
Mannheim im ſelben Bratte, der „Frankfurter 
Zeitung“ (14. Dezember) geführt, in der an Hand 
der Geſetze und der Ausführungsbeſtimmungen im 
weſentlichen ausgeführt wird, daß diefe Beltimmungen 
nichts weiter als „Anweiſungen des Bundesrats 
an die Steuerbehörden“ ſind. Das mahne zur Vor⸗ 
ſicht. Es ſoll eine ſchablonenmäßige Beurteilung 
der Abſchreibungen verhütet werden, aber auch nur 
dieſer. Befürchtungen, 3. B., daß die zu Kriegs⸗ 
preiſen gekauften Waren ſpäter bei Friedensſchluß 
unter dem Einkaufspreis heruntergehen können, ſind 
nicht im Wege einer Abſchreibung zu berückſichtigen. 
ebenſowenig Befürchtungen der Verſchlechterung in 
der Zahlungsfähigkeit einzelner Schuldner. Wo aber 
die Abſchreibung undenkbar iſt, hat auch das Be⸗ 
richtigungskonto keinen Naum. Hierbei handelt es 
ſich um kein formales Denken; es iſt die einfache 
Folgerung aus dem Grundgedanken des Steuerge⸗ 
ſetzes, das den „Kriegsgewinn“ aus den Kriegs⸗ 
geſchäftsjahren erfaſſen will. Dabei können nur 
ſolche Poſten Anwendung finden, die auf Verluſtkonto 
erſcheinen, und das ſind nur die Speſen des abge⸗ 
laufenen Jahres für Gehälter, Reifen, Neklamen 
und ſo weiter, nicht der kommenden Jahre, die 
heute ſchon meßbaren Wertminderungen, nicht die 
erſt befürchteten Preisrückgänge der Waren. Ver⸗ 
mutete ſpätere Verluſte vermögen den zurückliegen⸗ 
den Gewinn nicht zu mindern. Daraus folgt, daß 
die Steuerbehörden ein allgemeines Konto 
„Rückſtellung für den Uebergang zur Friedenswirt⸗ 
ſchaft“ ablehnen, ſie verlangen „beſtimmte Konten“. 

Das Reichsgericht vertritt bekanntlich den (be⸗ 
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ſtrittenen) Standpunkt, daß ein Kaufmann gegen 
die Preisſteigerungsverordnung verſtößt, wenn er 
einen Gegenſtand des täglichen Bedarfs zu einem 
niedrigen Preiſe erwarb und ihn dann zu dem in⸗ 
zwiſchen geſtiegenen Marktpreis weiterverfauft. Die- 
ſer Grundſatz wird, wie Herr Vechtsanwalt Dr. Leſſer 
dem „Berliner Tageblatt“ ſchreibt, ſozuſagen 
akut, wenn es ſich um 

Schadenberechnung beim Verzug 
handelt. Es verlangt nämlich, häufig der Käufer 
von dem in Verzug geratenen Verkäufer Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung. Dabei entſteht die Frage, 
ob die abſtrakte oder die konkrete Schadenberechnung 
ſtattfinden ſoll? Im erſten Falle verlangt der Käufer 
die Differenz zwiſchen dem niedrigen Einſtandspreiſe 
und dem am Stichtage bedeutend höheren Markt⸗ 
preiſe, im zweiten Falle ſucht er ſich auf Koſten 
des Verkäufers einzudecken, fo daß der Schaden auf 
Grund eines Deckungskaufes berechnet wird. Hier 
kann der Käufer den Erſatz des geſamten Schadens 
verlangen, der durch Vornahme dieſes Deckungskaufes 
entſtanden iſt. Ein wichtiger Punkt iſt hierbei 
nach Anſicht des B. T. der, daß der Käufer bei 
einem Weiterverkauf nicht ſeinen Einſtandspreis zu 
Grunde legen darf, ſondern nur abzüglich der ihm 
geleiſteten Schadenserfagfumme Denn der Sinn 
der Wucherordnung geht dahin, daß unter Einſtands⸗ 
preis nicht der buchmäßig bezahlte Preis, jondern 
die Summe zu verſtehen iſt, die der Verkäufer wirt⸗ 
ſchaftlich hat aufbringen muſſen, was nebenbei auch 
dem juriſtiſchen und dem Billigkeitsſtandpunkte ent⸗ 
ſpricht. Herr Leſſer meint dazu, daß man aus 
praktiſchen Gründen alle Bedenken. gegen die Reihs- 
gerichtsentſcheidung am beſten zerſtreue, wenn man 
die konkrete Berechnung wählt, worauf für vorkom⸗ 
mende Fälle hiermit aufmerkſam gemacht ſei. 
Nicht ohne Intereſſe iſt ein im. „Internatio- 
nalen Volkswirt⸗ (23. Dezember) veröffent⸗ 
lichter Auszug aus der vom Königlichen Statiſti⸗ 
ſchen Landesamt dargeſtellten 
Verteilung des Einkommens in Preußen 1892—1916 
Aus der (hier nicht wiedergegebenen) großen Einzel⸗ 
Tabelle iſt erſichtlich die gewaltige Vermehrung der 
Zahl der ſteuerpflichtigen Einkommen, wie das ſtarke 
Wachstum der Einkommensbeträge in dem 25jährigen 
Zeitraum. Es zeigt ſich deutlich, wie die Einkommen⸗ 
ſteuerlaſt hauptſächlich von dem wirtſchaftlich lei⸗ 
ſtungsfähigen Teil der Bevölkerung getragen wird. 
Freilich kann auch nicht in Abrede geſtellt werden. 
daß in Preußen die großen Einzeleinkommen wäh⸗ 
rend dieſer Zeit ſehr ſtark zugenommen haben, wo⸗ 
raus man aber noch nicht eine plutokratiſche Ent⸗ 
wicklung zu folgern braucht; denn dies gilt nicht 
nur für die erſten, obenan ſtehenden Einkommen⸗ 
milliarden, ſondern für alle. Auch Die Einkommen 
der unteren Klaſſen haben ſich in ungeahntem Maße 
gehoben; dafür ſpricht die ſtarke Steigerung der 
Milliardenzahl des Einkommens, die weit ſchneller 
vor ſich ging als die Bevölkerungszunahme.— 
Bemerkenswert erſcheint eine neuerliche Kammer 
gerichtsentſcheidung, in der die 


Prozentrechnerei in Wucherſachen 


eingeſchränkt wird. Der Fall wird vom Rechts- 
anwalt Brugſch⸗ Berlin in der „Voſſiſchen 
Zeitung“ (27. Dezember) mitgeteilt. Das Land⸗ 
gericht hatte zugunſten des angeklagten Großhändlers 
angenommen, daß er außergewöhnlich billig ein- 
gekauft hatte, billigte ihm jedoch nur einen ange⸗ 
meſſenen Verdienſt von höchſtens 5% zu. Die Ver⸗ 
urteilung war erfolgt, weil der Angeklagte ca. 100% 
Bruttoverdienſt hatte. Dieſes Urteil hob das Ram- 
mergericht auf, indem es ſich auf den Standpunkt 
ſtellte, daß hier die Marktlage nicht genügend berück⸗ 
ſichtigt und der Begriff der „Uebermäßigkeit“ vers 
kannt worden ſei. Es ſei nicht angängig, dieſelbe 
durchweg lediglich prozentual zu beſtimmen oder 
ſie aus der Höhe des erzielten Verdienſtes allein 
abzuleiten. Gewinnübermäßigkeit im Verordnungs⸗ 
ſinn liege nur dann vor, wenn der Gewinn ein 
ſolcher iſt, daß er, unter Berückſichtigung der ge⸗ 
ſamten Verhältniſſe, vom Standpunkt eines an⸗ 
ſtändig denkenden Kaufmanns aus be⸗ 
trachtet, die Grenzen der Mäßigkeit überſchreitet. 
Ueber die 
Häufung der Kapitalerhöhungen 
ſchreibt Dr. Felix Pinner im „Berliner Tages 
blatt“ (24. und 27. Dezember): Der Bundes- 
rat erließ Anfang November 1917 eine Verordnung. 
wonach für Neuerrichtungen und Kapitalerhöhungen 
von Aktiengeſellſchaften oder von G. m. b. H. die Ge⸗ 
nehmigung der Landeszentralbehörden gefordert wird. 
wenn das Kapital der neu zu gründenden Geſell⸗ 
ſchaften bezw. die Kapitalerhöhung 300 000 / über- 
ſteigt. Hierzu ſcheint der Umſtand beigelragen zu 
haben, daß ſich eine erhebliche Steigerung für Ka⸗ 
pitalerhöhungen in der Induſtrie bemerkbar machte, 
was bei dem Mangel der bisherigen Kontrolle leicht 
zu Mißbräuchen führen konnte. Eine Zuſammen⸗ 
ſtellung der Erhöhungen in den drei letzten Monaten 
des Jahres 1917 ergibt das intereſſante Bild. daß 
83 ſolcher Erhöhungen mit einem Minimalkapital 
von 357,88 Mill. / beſchloſſen worden find, Die 
außerordentliche Steigerung wird noch ſüchtbarer, 
wenn man dieſe Zahlen mit denen für das erſte 
Vierteljahr 1917 (51 Erhöhungen mit der Geſamt⸗ 
ſumme von 213 328 000 %) vergleicht. Die Steige⸗ 
rung iſt alſo dreifach. Die Gründe dafür weiſen 
zwei Entwicklungsreihen auf, einmal die durch die 
Kriegswirtſchaft in verſtärktem Maße geforderten geld⸗ 
lichen Neuinveſtitionen (Kriegsbautätigkeit), ſodann 
das Wotiv der geldlichen Stärkung für die Ueber⸗ 
gangswirtſchaft. Das Bedürfnis ſteigerte ſich aber 
noch infolge eines dritten, mehr formalen Umſtan⸗ 
des: Die Aktienausgabe, die für die Kriegszeit das 
einzige Mittel für die Schaffung neuer fundierter 
Privatkapitalien iſt. Neben den Neuinveſtierungen 
kommen auch die Kapitalerhöhungen infolge von 
Fuſionen zu größerer Bedeutung (Konzentrationen 
der Brauereien, Kaliwerke, Zementfabriken und na⸗ 
türlich auch Banken). Haben nun, ſo fragt Pinner 
zum Schluſſe, derartige Kapitalerhöhungen günſtige 
Folgen für die Allgemeinwirtſchaft? Er verneint 


dies jtrifte für die Friedenswirtſchaft und, obwohl die 
Dinge dann anders liegen, im Prinzip auch für 
die Kriegswirtſchaft, wobei die Statiſtik gezeigt habe, 
daß von einer bedrohlichen Gefahr für die Kriegsan⸗ 
leihen nicht die Rede fein könne. 

Die in der letzten Plutusnummer S. 529 ge⸗ 
brachte Revue: „Kohlenknappheit“ ift der „Köl⸗ 
niſchen Zeitung“ entnommen, nicht, wie ver⸗ 
verſehentlich angegeben, der „Kölniſchen Volks⸗Zei⸗ 
tung“. 


Umschau. 


Aus Wien schreibt man mir: „Die 
Oesterreichisch-Ungarische Bank hat 
zu Kriegsbeginn die Veröffentlichung 
ihrer Ausweise eingestellt. Der Verkehr der Donau- 
monarchie besass nicht starke Goldzirkulation wie Deutsch- 
land oder England, es fehlte darum die heimische Reserve, 
die zur Verstärkung des Vorrats der Notenbank hätte heran- 
gezogen werden können. Die Veröffentlichung des Aus- 
weises würde dauernde Verschlechterung der notenbank- 
mässigen Liquidität — infolge Sinkens des Goldvorrats und 
Steigens des Notenumlaufs — dargetan haben: die beiden 
Regierungen zogen es vor, überhaupt nichts zu verlaut- 
baren, statt die Tatsache der Verschlechterung des Status 
allwöchentlich der Welt mitzuteilen. Die Zweckmässigkeit 
dieses Vorgehens kann bezweifelt werden —; denn die 
öffentliche Meinung machte sich gerade infolge des hart- 
näckigen Stillschweigens über die Situation der Bank ein 
ungünstigeres Bild, als dies der Lage entsprach. Anläss- 
lich des Ablaufs des Notenbankprivilegs sind die Haupt- 
ziffern der Bilanz veröffentlicht worden: Danach beträgt 
der Notenumlauf siebzehn Milliarden Kronen, was nach 
der derzeitigen Währungsrelation ungefähr elfeinhalb Mil- 
liarden Mark entspricht. Bei Beurteilung dieser Ziffer 
muss man die Ausschliesslichkeit der österreichisch-ungari- 
schen Banknote berücksichtigen. Es gab in der benach- 
barten Monarchie weder Darlehenskassenscheine, noch 
wurden für die Okkupationsgebiete Surrogatbanken ge- 
gründet; die Notenbank hat den Umlauf der von ihr aus- 
gegebenen Zirkulationsmittel auch auf das österreichisch- 
ungarische Okkupationsgebiet in Polen und teilweise auf 
das serbische Verwaltungsland ausgedehnt. Ein Vergleich 
mit deutschen Verhältnissen lässt sich nicht exakt durch- 
führen; wenn die Summe von Noten und Darlehnskassen- 
scheinen im Umlauf in Deutschland dem Banknotenumlauf 
in Össterreich-Ungarn gegenübergestellt wird, dürfte sich 
wohl noch am deutlichsten ein Vergleich ziehen lassen. 
Man müsste die Rechnung folgendermassen anstellen: Die 
Reichsbank hatte im Frieden ungefähr den gleichen Noten- 
umlauf in Mark wie die Oesterreichisch-Ungarische Bank 
in Kronen, Das Anschwellen des Notenumlaufs in Deutsch- 
land im Kriege ergibt sich durch Summiefung der Noten- 
zirkulation der Reichsbank, der vier selbständigen Noten- 
banken und der nicht als Grundlage der Notenausgabe 
dienenden Darlehenskassenscheine. Von diesem Betrag sind 
zwei Abzüge vorzunehmen: Zunächst für die zum Eintausch 
von Goldmünzen verwendeten Noten, sodann für das in 
den Okkupationsgebieten umlaufende, nicht im Eigentum 


Oesterreichisch- 
Ungarische Bank. 
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von Deutschen befindliche Markgeld. Dem auf dieser 
Grundlage für Deutschland ermittelten Betrag würde in 
Oesterreich-Ungarn — wo umfassende Goldeinwechslung 
nicht stattgefunden hat — die Summe des Notenumlaufs 
der Oesterreichisch-Ungarischen Bank abzüglich der in 
den Okkupationsgebieten zirkulierenden Beträge entsprechen. 
Die Durchführung dieser Rechnung ergibt, dass die Zu- 
nahme des Notenumlaufs in Oesterreich-Ungarn während 
des Krieges um ungefähr ein Drittel höher war, als dies 
der deutschen Proportion entspricht, oder — anders aus- 
gedrückt —, an deutschen Verhältnissen gemessen, würde 
für Oesterreich-Ungarn ein Notenumlauf von zwölf — 
statt siebzehn — Milliarden Kronen angenommen sein. 
Der Mehrbetrag von fünf Milliarden ist — in unseren 
Tagen staaisfinanzieller Ueberlastung — nicht ungewöhn- 
lich gross, zumal da die Veröffentiichung des Ausweises 
zur Zeit der Zeichnung der siebenten Kriegsanleihe, so- 
mit zu einem, vom Standpunkt der Bank aus betrachtet, 
besonders ungünstigen Zeitpunkt erfolgte. Da die Oesler- 
reichisch-Ungarische Bank — wie die Notenbanken aller 
kriegführenden Staaten des Kontinents — während des 
Krieges fast eine Staatsbank geworden ist, lässt sich der 
stärkere Notenumlauf nur durch die stärkere Inanspruch- 
nahme durch die beiden Regierungen erklären. Man hat 
vor dem Krieg auf Grund von allerdings für Oesterreich 
und noch mehr für Ungarn recht unverlässlichen Schätzun- 
gen das Verhältnis des Volksvermögens der Monarchie 
zu dem durch den Wehrbeitrag für das Reich ermittelten 
Vermögen wie vierzig oder fünfundvierzig zu hundert 
veranschlagt. Beiläufig auf diesem Niveau bielt sich auch 
das Ergebnis der Österreichischen und ungarischen Kriegs- 
anleihen im Verhältnis zu den deutschen (wobei die Wäh- 
rungsverschlechterung berücksichtigt ist), mit Ausnahme 
der ersten Kriegsanleihe, die infolge der damals ungünsti- 
gen militärischen und wirtschaftlichen Lage ein Misserfolg 
war und zu der relativ stärkeren Verschuldung der beiden 
Staaten bei der Notenbank staık beigetragen hat. Auf 
Grund der vorzüglichen Arbeit des Finanzrates im öster- 
reichischen Finanzministerium Dr. Patzauer und auf Grund 
der dem österreichischen Abgeordnetenhaus gemachten 
Mitteilungen lässt sich ein deutliches Bild der Kriegs- 
finanzierung beider Staaten der Monarchie gewinnen. Bis 
Ende 1917 sind die Kriegsausgaben mit ungefähr siebzig 
Milliarden Kronen anzusetzen. Von diesen dürften durch 
Kriegsanleihen rund vierzig Milliarden Kronen gedeckt 
sein, siebzehn entfallen auf Kredite bei der Notenbank, 
zund fünf auf Kredite in Deutschland, der Rest auf Post- 
sparkasse und Bankenkonsortien (das System der Schatz- 
scheinbegebung hat Oesterreich bisher nicht durchgeführt). 
Die Beteiligung Deutschlands an der Kriegsfinanzierung 
der Monarchie betrug nur rund sieben, mit Einschluss der 
Beteiligung an den Kriegsanleihen noch nicht zehn Pro- 
zent; rund neunzig Prozent der Kriegsausgaben hat Oester- 
reich-Ungarn allein aufbringen müssen. Dass ein Drittel 
hiervon bei der Notenbank aufgenommen werden musste, 
lt nicht verwunderlich — ich hätte die Samme der In- 
anspruchnahme vor Kriegsbeginn cher höher eingeschätzt. 
Die Höhe des Notenumlaufs ist somit nicht beunruhigend, 
vorausgesetzt dass in der Monarchie der Wille zur Ein- 
dämmung des Notenum'aufs nach Ablauf der Uebergangs- 
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zeit vorhanden ist.*) Stärkeren Bedenken mag das Mass 
der Goldreserve hegegnen; es ist zwar gelungen, eine 
relativ erfolgreiche auswärtige Anleihepolitik zu treiben, 
aber die Hauptaufgaben in dieser Richtung werden erst 
nach Friedensschluss erwachsen. Die Gestaltung der Ver- 
pflichtungsbilanz dürfte der Monarchie — ausser bei Kriegs- 
entschädigung — eine dauernde Anleihepolitik im Aus- 
land zur Notwendigkeit mindestens während eines Jahr- 
zehnts nach Friedensschluss machen; das hohe Disagio 
der österreichisch-ungarischen Währung dürfte die Be- 
schaffung auswärtiger Anleihen eher erleichtern als er- 
schweren. Das Privileg der Notenbank ist nur provisorisch 
erneuert worden — es war unter den gegenwärtigen Ver- 
hältnissen auch nichts anderes möglich; bei der end- 
gültigen Privilegserteilung wird das Wirkungsgebiet der 
Bank sich möglicherweise wesentlich geändert haben. Die 
wirtschaftlichen Verhältnisse bei einem Sonderfrieden mit 
Russland, die Uebergangszeit, die Gestaltung der Fragen 
in Polen werden der Oesterreichisch-Ungarischen Bank 
schwere Aufgaben stellen; sie werden nur gelöst werden 
können, wenn jahrelange finanziell geschickte Aufbauungs- 
politik der Bank die Stellung im internationalen Verkehr 
verschaffen wird, die sie im Interesse der Wirtschaft der 
Monarchie haben müsste. Von der Art der Lösung des 
Verhältnisses zwischen Deutschland und Oesterreich- 
Ungarn wird hierfür viel abhängen — bedauerlicherweise 
sind auf diesem Gebiet nicht einmal die Vorarbeiten ab- 
geschlossen worden, obwohl hierzu überreichlich Zeit 
gewesen wäre!“ 


Gedanken über den Geldmarkt. 


Hoffnungsvoller isı der Ausblick, der sich heute an 
der Jahreswende für die deutsche Wirtschaft zeigt, als er 
es an den vorangegangenen drei gleichartigen Zeitpunkten 
während des Krieges war; denn der Jahreswechsel steht 
im Zeichen der Friedensverhandlungen mit einem gewich- 
tigen Gliede der feindlichen Koalition. Seit die letzte 
dieser Betrachtungen geschrieben war, ist ein Waffen- 
stillstand mit Russland geschlossen worden, dessen Ver- 


*) Es ist in dieser Richtung ein günstiges Momeat, dnss die 
Thesaurierungen bei der Landbeyölkerung und bei manchen Natio- 
nen, hauptsächlich den Tschechen, die sich von Kriegsanleihezeich- 
nung fernhielten, relativ viel höher sind als in Deutschland. 
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trag in jeder Zeile den Geist atmete, aus dem heraus ein 
wirklicher Friede zustande kommen kann. Wenige Tage 
nach Unterzeichnung dieses Vertrages haben die Unter- 
händler ihr Werk begonnen, dessen Schwierigkeiten 
niemand unterschätzen wird, für dessen Gelingen aber 
alle beteiligten Völker bester Zuversicht sind, Aber schon 
der Waffenstillstandsvertrag bringt — ein Novum in der 
Geschichte solcher Dokumente — Bestimmungen, nach 
denen die Wirtschaftsbeziehungen der vertragschliessenden 
Völker unmittelbar in Gang kommen sollen, ohne abzu- 
warten, bis das begonnene Friedenswerk glücklich zu Ende 
geführt ist. Bevor also die politische Arbeit getan ist, 
soll der Strom des Güteraustausches, soweit ihn die Ver- 
hältnisse zulassen, wieder fliessen, und sofort wird eine 
grössere Anzahl Fragen aktuell, von denen hier die Rege- 
lung der Zahlungen für diesen ersten Güteraustausch und 
ihr Einfluss auf den Geldmarkt besonders interessiert. 
Zunächst sei mit froher Genugtuung festgestellt, dass 
hier zum ersten Mal seit Beginn des Krieges wieder von 
einer Ausdehnung unseres Zahlungsverkehrs nach dem 
Ausland die Rede sein kann, während es sich bisher 
mit Hinzutritt immer neuer Länder zu der Koalition 
unserer Feinde stets nur um Einschränkung dieses Ver- 
kehrs gehandelt hat. Ein Einfluss auf den hiesigen Geld- 
markt und seine in den Milliardenumsätzen der Kriegs- 


wirtschaft gefesiigte Flüssigkeit kann mindestens in 
den ersten Monaten eines erneuten deutsch - russi- 
schen Güteraustausches nicht eintreten; denn es ist 


zu berücksichtigen, dass die Gesamtlage der Verhält- 
nisse bei unseren russischen Nachbarn es nur langsam 
ermöglichen wird, die Organisation für einen Aussen- 
handel grossen Stils mit dem Westen wieder aufzubauen. 
Auf deutscher Seite wird vermutlich die Z. E. G. mit 
Unterstützung des organisierten Grosshandels als Käufer 
für die zu importierenden Waren auftreten, während die 
deutsche Ausfuhr in ähnlich organisierter Form unter der 
Aegide des Reichswirtschaftsamts vor sich gehen wird. 
Da bei den Russen voraussichtlich eine ebensolche 
Zentralisation bestehen wird, kann es nicht schwer sein, 
für einen dergestalt straff organisierten Güteraustausch 
eine einfache Form des Zahlungsausgleichs zu finden, die 
sich am besten in einem Abkommen der deutschen 
Reichsbank und der russischen Staatsbank denken lässt, 
bei dem nur die Festsetzung des Umrechnungskurses für 


Warenmarktpreise für November 1917. 


Weizen New York (Winter hard Nr. 2) — Sa — — cts. per bushel 
ass (Cast Ee a ATA 117,87 120,50 120 119,62 cts, per bushel 
Kupfer, standard London T: 110 110 110 110 -£ per ton 
Kupfer, electrolyt London . . . „ || 125—131 | 121—125 121—125 | 121—125 | E per ton 
Annyleondone „mu: 2561/, 258 285 295 -£ per ton 
Zink London 50—54 50—54 | 67—681, | 67—684/,| £ per ton 

Blei London. . a e a e a 29¼—30¼ 292.30 ½½9%—30½ 29—301, | .£ per ton 
eee 30 30 30 30 sh per ton 
rene, a M 46 45,37 43,25 42,75 d per Unze 
Quecksilber London . — — — £ per Flasche 
Baumwolle loco New York. 2 28,85 29,45 30,10 30,90 cts. per Pfd. 
Baumwolle Liverpool SE 22,03 21.89 22,03 | d per Pfd. 
Schmalz Chicago 9 27,15 27,50 24,25 Doll. per 100 Pd. 
Petroleum New Vork 10,45 10,45 11,15 MERS cts. per Gallone 
Kaffee New York Rio Nr. 7 . 8,12 72 7,50 7,50 ots. per Pfd. 


das Verhältnis der beiden Währungen eine gewisse 
Schwierigkeit, die aber keineswegs unüberwindlich ist, 
bieten kann. Sollten die Lieferungen der ersten Zeit 
einen starken Aktivsaldo für Russland schaffen, was aber 
bei dem erheblichen Bedarf an deutschen und österreichisch- 
ungarischen Exportgütern absolut nicht sicher ist, so 
ständen für Begleichung eines solchen Saldos grosse 
Guthaben der deutschen Bankwelt bei Petersburger und 
Moskauer Grossbanken zur Verfügung, deren allmähliche 


Freigabe unter solchen Umständen auch im russischen 
Interesse liegen könnte. 


Soweit der organisierte Güteraustausch grossen Stils ! 
Neben diesem sollte man aber auch an den sicher stark 
einsetzenden Kleinverkehr der Grenzgebiete denken, we 
ein durchaus berechtigter Gelegenheitshandel Betätigung 
suchen wird. Gerade, unter den zurzeit noch be- 
stehenden irregulären Verhältnissen auf russischer Seite 
werden die rührigen Glieder eines solchen Grenz- 
handels am schnellsten Mittel und Wege finden, 
nach Deutschland absatzfähige Produkte heranzuschaffen. 
Für diese Umsätze wird aber nur Barzahlung in Betracht 
kommen, und es sollte alles geschehen, um Zahlungsmittel, 
also Rubelnoten, in ausreichender Menge hierfür zur Ver- 
fügung zu halten; denn ein solcher primitiverer Verkehr 
kann nicht wenig dazu beitragen, eine Brücke zu neuen, 
geregelten Handelsbeziehungen zu schlagen, die Gewöhnung 
an den deutschen Markt wiederherzustellen und vor allem 
Vertrauen zu schaffen. Man möge daher an den mass- 
gebenden Stellen bei uns nicht engherzig sein und auch 
einer solchen Handelsform die Förderung nicht versagen. 

Inzwischen hat die Korrektur des Wertes der deutschen 
Reichsmark stürmische Fortschritte gemacht, und es geht 
aus der ganzen Verfassung der neutralen Märkte hervor, 
dass die deutsche Valuta zum Spekulationsobjekt grossen 
Stils geworden ist. Die wachsende Gewissheit eines 
russischen Sonderfriedens beginnt das Axiom von dem 
kommenden wirtschaftlichen Zusammenbruch Deutschlands 
zu zerstören, und vor allem gewinnt der Gedanke, dass 
mit dem Fortschreiten der russischen Verhandlungen trotz 
aller Friedensverneinung der übrigen Entente-Regierungen 
die Liquidation des Krieges eingeleitet sei, an Boden. 
Es ist aber bezeichnend, für die Auffassungen bezüglich 
der Gestaltung des zukünftigen Friedens, dass die Preis- 
steigerung der deutschen und österreichisch-ungarischen 


Valuta diejenige der Ententeländer um ein mehrfaches 


übertrifft. Nur Rubel haben in den allerletzten Tagen 
eine noch grössere Erholung aufzuweisen. Natürlich haben 
unter diesen Umständen vielfach Ankäufe von Reichsmark 
stattgefunden, die nur im Hinblick auf schnellen Kurs- 
gewinn und nicht zu bleibender Anlage in deutschen 
Werten unternommen werden. Es ist daher wohl möglich, 
dass nach dem scharfen Tempo der Kurssteigerurg in 
der jüngsten Zeit aus rein börsentechvischen Ursachen 
sig Abschwächung eintritt. Auf die Dauer wird aber 
eine von der westlichen Entente provozierte Verlängerung 
des Krieges mehr die Dollars, Pfunde und Franken als 
die Valuten der Mittelmächte treffen. 


Justus. 
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Plutus-Merktalel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:!) 


Wen @.-V.: Bank für Bergbau und Industrie. 
2. Januar 
Reichsbankausweis, — Ironage- Bericht. 
Donnerstag, — Bankausweise London, Paris. — 
. Januar G.-V.: keine. 
@.-V.: Stärke-Zuckerfabrik Aktiengesell- 
Freitag, schaft vormals C. A. Koehlmann & Co. 
4. Januar Frankfurt a. O., Hansa- Brauerei- Ge- 
sellschaft Hamburg. 
Bankausweis New York. — G.-V.. Fabrik 
isolierter Drähte zu elektrischen Zwecken 
(vormals C. J. Vogel Telegraphendraht- 
Fabrik) Aktiengesellschaft, Deutsche 
Sonnabend, Steinwerke C. Vetter A.-G., Mechanische 
5. Januar Weberei Sorau vormals F. A. Martin 
& Co., Brieger Stadtbrauerei Aktien- 
gesellschaft, Lindenbrauerei Unna vorm. 
Rasche & Beckmann A.-G. 
Montag, @.-V.! Düsseldorfer Eisenhüttengesell- 
7. Januar schaft Ratingen. 
G.- V. Corona, Fahrradwerke und Metall- 
Dienstag, industrie Aktiengesellschaft Branden- 
8. Januar burg a. H., Nürnberger Hercules-Werke 
Aktiengesellschaft. 
BReichsbankausweis,. — G. -V. Zimmer- 
mann-Werke A.-G. Chemnitz, Elek- 
Mittwoch, trische Licht- und Kraftanlagen Aktien- 
9. Januar Gesellschaft, Norddeutsche Kabelwerke 
Aktiengesellschaft, Reiniger, Gebbert 
& Schall Aktiengesellschaft. 
Ironage-Bericht. — Bankausweise Lon- 
don, Paris. — Q.-V.: Arnsdorfer 
Papierfabrik Heinrich Richter Aktien- 
Donnerstag, gesellschaft, Malzbierbrauerei Groterjan 
10. Januar & Co. Aktiengesellschaft, H, Henninger- 
Reifbräu Aktiengesellschaft Erlangen, 
Brauerei W. Isenbeck & Co. Actien- 
Gesellschaft Hamm Westf. 
G. - V.. Siemens & Halske Aktiengesell- 
schaft, Elektrizitäts-Aktien-Gesellschaft 
Freitag, vormals Schuckert & Co. Nürnberg, 
11. Januar Metallwerke Aktien-Gesellschaft vorm. 
Luckau & Steffen Hamburg, Rositzer 
Zucker-Raffinerie 
Bankausweis New York. — @.-V.: Schiffs- 
werfte und Maschinenfabrik (vormals 
Janssen & Schmilinsky) A.-G. Hamburg, 
Sonnabend, Hüttenwerke C. Wilh. Kayser & Co. 
12. Januar Aktiengesellschaft, Elberfelder Papier- 
fabrik Aktiepgesellschaft, Actien- Gesell- 
schaft Schlossbrauerei Schöneberg, 
Dortmunder Victoria-Brauerei. 
Montag, G. V., Glückauf - Brauerei Akt. - Ges. 
14. Januar Gelsenkirchen, 
Dienstag, @.-V.! Aktien-Gesellschait H. F. Eckert, 
15. Januar Charlottenburger Wasserwerke. 
Ausserdem zu achten auf: 
Abschlüsse und Bilanzen von Hypo- 
thekenbanken. 


1) Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer Über alle für ihn 


wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 


Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
Ereignis-= gesetzt, die gich auf den Tag genau nicht bestimmen 


RER 


lassen, 


$) 
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Plutus-Archiv. 
Meue Biterafur der Molliswirtſchaft und des Rechts. 


(Der Herausgabe, des Plutus behält sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders zu 


besprechen. 


Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 
(Alle in dieser Rubrik erwihnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber 


auch sagen 


Vereinzendung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Krieg und Wirtschaft. Kriegshefte des Archivs für 
Sozialwissenschalt und Sozialpolitik, In Verbindung mit 
Werner Sombart und Max Weber. Herausgegeben 
von Edgar Jaffe. Redaktionssekretär Emil Lederer, 
Tübingen 1917. Verlag von I. C. B. Mohr. (Paul 
Siebeck). Preis 12.— A, geh. 

Sechstes Heft. 2. Band. 3. Heft. — Kriegskosten- 
deckung und Reichsfinanzıeform. Von Edgar Jaffe. — 
Gedanken über die Deckung und Aufbringung der Kriegs- 
kosten. Von Prof, P. Mombert, z. Zt. im Felde. — Zur 
Entwieklung der Lebensmittelpreise in der Kriegszeit. Von 
Prof. Karl Pribram, Wien. — Städtische Wohnungs- 
und Bodenfragen im Kriege. Von Dr. Paul Hirsch, 
Landtagsabgeordneter, Charlottenburg. — Die Verände- 
rung in der Lebenshaltung städtischer Familien im Kriege. 
Von Dr. Karl von Tyszka, Berlin. — Die Grenzen der 
Organisation. Von „ „„. — Die Arbeitsvermittelung nach 
dem Kriege. Von C. Legien, Vorsitzender der General- 
kommission der deutschen Gewerkschaften, Berlin. 
Deutsch-Oesterreichisch-ungarischer Wirtschaftsbund. Von 
Dr. Gustav Stolper. Herausgeber des Oesterreichischen 
Volkswirt, Wien. — Die Finanz- und Wirtschaftslage 
Frankreichs im Kriege. Von Dr. Eugen Kaufmann, 
Berlin. — Die Finanzierung des Krieges in England während 
der letzten zehn Monate. Von Dr. L. Glier, Berlin. — 
Literatur über Krieg und Volkswirtschaft. II. Von Prof. 
Franz Eulenburg, Leipzig. — Eine Selbstanzeige als 
Erwiderung. Von Prof. Wilhelm Jerusalem, Wien. 
Besitzsteuergesetz nebst den Ausführungsbestim= 

mungen des Bundesrats und den preussischen 
Ausführungsvorschriften. Ausführlicher Kommen- 
tar bearbeitet von Alfons Mrozek, Oberverwaltungs- 
gerichtsrat. Guttentag’sche Sammlung Deutscher Reichs- 
gesetze. Nr. 126. Berlin 1917. J. Guttentag Verlags- 
buchhandlung G. m. b. H. Preis 6.— M. 

Einleitung. — Text des Gesetzes mit Anmerkungen. — 
Steuerpflicht. — Feststellung des Vermögenszuwachses. — 
Veranlagungs- und Erhebungszeitraum. — Steuersäize. — 
Wertermittelung. — Zuständigkeit für Veranlagung und 
Erhebung der Besitzsteuer. — Personenstandaufnahme. — 
Besitzsteuererklärung. —- Besitzsteuer- und Feststellungs- 
bescheid. — Rechtsmittet. — Fälligkeit der Steuer — 
Verjährung. — Strafvorschriften. — Kosten. — Schluss- 
vorschriften. — Text des Gesetzes ohne Anmerkungen, — 
Ausführungsbestimmungen des Bundesrats. — Anlage. — 
Hilfstafel über den gegenwärtigen Gesamtwert einer Rente 
oder Nutzung im Werte von 1 % auf eine bestimmte 
Anzahl von Jahren. — Hilfstafel zur Berechnung der 
Besitzsteuer. — Besitzsteuererklärung. — Besitzsteuer- 
bescheid. Feststellungsbescheid. — Preussische Aus- 
führungsvorschriften, — Preussisches Ergänzungssteuer- 
gesetz. — Sachregister für die Anmerkungen. 
Kriegswucher-Vorschriften. Eine Auswahl zum Hand- 

gebrauch tür Polizeibehörden und -beamten zusammen- 
gestellt. Heft 1. Allgemeine Vorschriften. Berlin 1917, 
Reichsverlag Hermann Kalkhoff, Preis 1. . 

Vorwort. — Zeittafel. — Die Gesetzestexte. — Handels- 
zulassung und -untersagung. — Verordnung über den 
Handel mit Lebens- und Futtermitteln und zur Bekämpfung, 
des Kettenhandels.-—- Preussische Austührungsb :stimmungen 
zu 1 Bekanntmachung zur Fernhaltung unzuverlässlicher 
Personen vom Handel. — Preussische Ausführungs- 
bestimmungen zu 3. Preisregelung. — Gesetz betreffend 


Höchstpreise. — Bekanntmachung gegen übermässige Preis- 
steigerung. Preussische Ausführungsbestimmungen zu 6.— 
Bekanntmachung über den Aushang von Preisen in Verkaufs- 
räumen des Kleinhandels.— Preussische Ausführungs- 
beslimmungen zu 8, — Bekanntmachung über die Errichtung 
von Preisprüfungsstellen und die Versorgungsregelung. — 
Bezeichnung von Waren. — Bekanntmachung über äussere 
Kennzeichnung von Waren. — Bekanntmachung gegen 
irreführende Bezeichnung von Nahrungs- und Genuss- 
mitteln. — Zeitungsanzeigen. — Bekanntmachung über 
Zeitungsanzeigen. — Vorratserhebungen. — Bekannt- 
machung über Vorratserhebungen, — Einziehung und 
Veräusserung. — Bekanntmachung betreffend Vorschriften 
über Einziehung und über Veräusserung beschlagnahmter 
Gegenstände. — Verfolgung von Zuwiderhandlungen. — 
Bekanntmachung über die Verfolgung von Zuwider- 
handlungen gegen Vorschriften über wirtschaftliche Mass- 
nahmen. — Sachverzeichnis. 


Zeitschrift für Handelswissenschaft und Handels- 
praxis. Herausgeber Dr.H.Rehm, ord. Prof. an der 
Universität Strassburg; k. k. Hofrat A. Schmid, Direktor 
u. O. Prof. an der k. k. Exportakademie in Wien; Prof. 
Dr. Georg Obst, Universität Breslau, z. Z. Dresden; 
Dr. H. Nicklisch, Prof. an der Handelshochschule 
Mannheim. Leipig 1917. Verlag von Carl Ernst 
Poeschel. Preis vierteljährlich 3.50 A. 

Heft 1/3, Handelswissenschaft und Handelspraxis, habt 
acht. Von Prof. Dr. H. Nicklisch, Mannheim, — Der Lehr- 
betrieb in der Privatwirtschaftslehre an den deutschen 
Handelshochschulen. Von Prof. Fritz Schmidt, Frank- 
furt a. M. — Durchschnittspreise in der Kriegswirtschaft. 
Von Prof, Dr. Georg Obst, z Z. Dresden. — Für die 
Wiederaufnahme des amtlichen Börsenhandels. Von Max 
Fürst, Charlottenburg. — Sind Fremdkapital und Eigen- 
kapital einer Unternehmung enigegengesetzte Grössen? 
Von Handelsschuldirektor Manfred Berliner, beeidigter 
Bücherrevisor, Hannover. — Das Materialien-Magazin auf 
Bergwerken und verwandten Betrieben. Von Felix Rbeinert, 
Essen. — Klauseln im Seerecht. Von Rechtsanwalt Dr. 
A. Werneburg, Cöln a. Rh. — Konjunkturgewinn und 
Unternehmungsforrm. Von Diplom-Hantelslehrer Joh. 
Kampkens, Metz. — Das russische Wirtschaftsleben im 
Weltkrieg 1914—16. Von G. Buetz, Dessau. — Der Aus- 
senhandel des Königreichs Polen, Von Hermann Steinert, 
Königsberg i. Pr. — Der deutsche Aussenhandel nach dem 
Kriege. Von Romm. Charlottenburg-Berlin. — Umlernen 
und Umdenken. Von Berthold Oskar Müller, Leipzig. 
Vom Muschelgeld zum Scheck. Von Dr. UdoGaede, 

Berlin 1917. Verlag der Täglichen Rundschau. 
Preis 060 . 

Als die Stadtkinder kamen. Bilder aus dem Ferien- 
dorf im Kriegsjahr 1916. Von Heinr. Houben. Bi- 
bliothek für Volks- und Weltwirtschaft. Herausgeber 
Prof. Dr. Franz von Mammen. Heſt 30. Dresden 
und Leipzig 1917. Globus, Wissenschafiliche Verlags- 


anstalt. Preis 1.— WM. 
Stadt und Land. -— Als sie kamen, — Im Ferienheim. — 
Hof und Dörflein, — Landkost. — Feldarbeit und Ernte- 
segen. — Heimweh. — Das erste neue Brot. — Sonntag 
im Feriendorf. — Ferienpost. — Die Kartoffelernte Wo 
die Herden weidend gehen. — Unerwarteter Besuch im 
Feriendorf. — Feriendorf ade! — Ausklang, 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil Dr. iur. Paul Er tel- Berlin. 


